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1. 

Fallbearbeitung 

 

Architekt/Architektin wendet sich an die Bauherrenschaft nach entsprechender 

Voraberörterung mit folgendem Schreiben:  

 

 

„Frau Marlies Schneider und Herrn Dr. Heinz Rust  

Arnold-Heise-Straße 5 

20249 Hamburg  

 

 

 

Hamburg, den 17.01.2024 

 

Betr.:   Angebot für Architektenleistungen  

Sanierung und Erweiterung eines Einfamilienhauses in der  

Blumenstraße, Hamburg  

 

Sehr geehrte Frau Schneider, 

sehr geehrter Herr Dr. Rust,  

 

ich danke Ihnen für Ihre Angebotsanfrage zu Ihrem Bauvorhaben. Gerne biete ich 

Ihnen hiermit meine Architektenleistungen wie folgt an:  

 

Wie bereits beim gemeinsamen Ortstermin besprochen, planen Sie für das erworbene 

Einfamilienhaus in der Blumenstraße, Hamburg, die Errichtung eines Anbaus mit ca. 

58 m² Grundfläche und die Sanierung des Bestandsgebäudes.  

 

Grundlage für mein Angebot ist der Bauantrag, der durch das Architekturbüro Heinz 

Wolf aus Lüneburg gestellt worden ist. Es liegen weiterhin Unterlagen der 

Energieberaterin und eines Bausachverständigen vor. Ein Statiker wurde noch nicht 

beauftragt.  

 

Das Bestandsgebäude soll, wie in den von Ihnen übersendeten Tabellen beschrieben, 

saniert werden:  
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Erneuerung des Daches mit Aufdopplung der Sparren und Dämmmaßen, 

Abdichtung des Kellers, Erneuerung der Boden-, Wand- und 

Deckenbelege, Elektroarbeiten. WDVS kommt nicht zur Ausführung. 

Außen soll die Zufahrt verlegt und eine neue Terrasse hergestellt werden. 

Der im Bauantrag dargestellte Wintergarten, soll vorerst nicht realisiert 

werden.  

 

Da der genaue Leistungsumfang noch nicht festgelegt wurde, biete ich Ihnen meine 

Leistungen, wie gewünscht, zum Stundennachweis an. Der Stundensatz beträgt € 

95,00 netto. 

 

Vorerst setze ich den Umfang mit ca. 300 Std. an, abhängig von den tatsächlich 

erforderlichen Aufwendungen. Die einzelnen Leistungsumfänge führe ich in der 

folgenden Tabelle auf:  

 

Pos.   Leistung        Std.  

Nr.          (vorauss.) 

 

1.   Ausführungsplanung         40 

 

2.  Terminplanung, Organisation, Fortschreibung der Termine 

  10 

 

3.  Ausschreibungen der Gewerke Rohbau, Erdbau u. Dachdecker   20 

 

4.  Angebotsanfragen, Verhandlungen, Ortstermine und Vergaben  

für die Gewerke Rohbau, Erdbau, Dachdecker, Maler, Fliese,  

Parkett, Elektro, Sanitär; erfolgt teilweise in Eigenleistung Bauherr  40

  

 

5.  Bauüberwachung, ca. 15 Wochen je ca. Std. 10   150 

 

6.  Rechnungsprüfung ca. 10 Firmen        40 

          300 

 

Der Stundensatz ist grob geschätzt und dient zur Orientierung. Der tatsächliche 

Leistungsumfang kann, wie besprochen, abweichen, u.a. abhängig von Ihrer 

Eigenleistung. 

 

Ich werde Ihnen meine Leistungen monatlich in Rechnung stellen, hierdurch erhalten 

Sie eine regelmäßige Kostenübersicht. Falls sich der oben genannte Stundenansatz 

nicht einhalten lässt, werde ich Sie umgehend informieren. Meine grundsätzliche 
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Zielsetzung ist, eine für sie optimal wirtschaftliche und termingerechte Umsetzung Ihres 

Bauvorhabens zu erreichen.  

 

Bei Fragen zum Angebot, melden Sie sich gerne bei mir. Über Ihre Beauftragung würde 

ich mich freuen.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

Architekt/Architektin 

 

___________________ 
Unterschrift (Bauherr)“  
 

 

Mehrere Abschlagsrechnungen sind auftraggeberseitig bezahlt worden. Derzeit sind mehrere 

Abschlagsrechnungen offen, die insgesamt eine offene Honorarsumme von – gerundet – 

€ 8.000,00 ergeben.  

 

Bauherrenseitig werden, nach längerer Abarbeitung der vom/von Architekten/der Architektin 

ausgeführten Leistungen, nunmehr u.a. Schadensersatzansprüche in einer Größenordnung 

von € 22.300,00 geltend gemacht. 

 

Die Parteien streiten über die Vergütung. 

 

Zeigen Sie auf, ob der Architekt/die Architektin mit Erfolg seinen/ihren 

Honoraranspruch durchsetzen kann oder welche etwaigen Hindernisse/Gefahren der 

Durchsetzung des Honoraranspruchs (einmal unabhängig von den behaupteten 

Schadensersatzforderungen der Bauherrenseite) entgegenstehen.  

 

[Zur Lösung sei verwiesen auch auf Anlage 1 (§§ 631 ff. BGB) und Anlage 2 (§§ 1 ff. HOAI 

2021) wie diesem Skript beigeschlossen.] 
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2. 

Risiken beim Bauen im Bestand für die/den Architektin/Architekten 

 

Bauen im Bestand ist risikobehaftet, und zwar bereits sehr frühzeitig, bezogen auf die zu 

beginnenden Leistungsphasen, so insbesondere hinsichtlich der LP 1 

(Grundlagenermittlung).  

 

Diese stellt sich, unter Inbezugnahme auf die Gebäudeplanung und damit der Anlage 10, 

10.1, LP 1 HOAI, wie folgt dar:  

 

LPH 1 Grundlagenermittlung 

Grundleistungen Besondere Leistungen 

a) Klären der Aufgabenstellung auf 

Grundlage der Vorgaben oder der 

Bedarfsplanung des Auftraggebers 

b) Ortsbesichtigung 

c) Beraten zum gesamten Leistungs- 

und Untersuchungsbedarf 

d) Formulieren der Entscheidungshilfen 

für die Auswahl anderer an der 

Planung fachlich Beteiligter 

e) Zusammenfassen, Erläutern und 

Dokumentieren der Ergebnisse 

– Bedarfsplanung 

– Bedarfsermittlung 

– Aufstellen eines Funktionsprogramms 

– Aufstellen eines Raumprogramms 

– Standortanalyse 

– Mitwirken bei Grundstücks- und 

Objektauswahl, -beschaffung und -

übertragung 

– Beschaffen von Unterlagen, die für das 

Vorhaben erheblich sind 

– Bestandsaufnahme 

– technische Substanzerkundung 

– Betriebsplanung 

– Prüfen der Umwelterheblichkeit 

– Prüfen der Umweltverträglichkeit 

– Machbarkeitsstudie 

– Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

– Projektstrukturplanung 

– Zusammenstellen der Anforderungen 

aus Zertifizierungssystemen 

– Verfahrensbetreuung, Mitwirken bei 

der Vergabe von Planungs- und 

Gutachterleistungen 
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Bei der Beauftragung dieser Leistungen schließt dies eine Beratung zum gesamten 

Leistungsbedarf ein. Dabei sollen die Probleme, die sich aus der Bauaufgabe, den 

Planungsanforderungen und den Zielvorstellungen ergeben, untersucht, analysiert und geklärt 

werden. Hierzu formuliert der  

 

BGH, Urteil vom 20.06.2013 – VII ZR 4/12, ZfBR 2013, 662, Rn. 16, 

 

wie folgt:  

 

„1. a) Zu einem Schadensersatzanspruch gemäß §§ 635, 633 Abs. 1 BGB kann auch 

eine fehlerhafte Grundlagenermittlung führen (Korbion in: Korbion/Mantscheff/Vygen, 

HOAI, 8. Aufl., § 33 Rn. 75). Nach den getroffenen Feststellungen war die Beklagte 

zu 1 unter anderem mit der Grundlagenermittlung (Leistungsphase 1) beauftragt. Die 

Grundlagenermittlung schließt eine Beratung zum gesamten Leistungsbedarf ein (vgl. 

§ 15 Abs. 2 Nr. 1 HOAI). Dabei sollen die Probleme, die sich aus der Bauaufgabe, den 

Planungsanforderungen und den Zielvorstellungen ergeben, untersucht, analysiert und 

geklärt werden. Dazu gehört das Abfragen und Besprechen der Wünsche, 

Vorstellungen und Forderungen des Auftraggebers (Koeble in: Locher/Koeble/Frik, 

HOAI, 9. Aufl., § 15 Rn. 15; Koeble in: Kniffka/Koeble, Kompendium des Baurechts, 

3. Aufl., Teil 12 Rn. 404; Neuenfeld, NZBau 2000, 405, 406; zu § 33 HOAI 2009 i.V.m. 

Anlage 11 siehe Koeble in: Locher/Koeble/Frik, HOAI, 11. Aufl., § 33 Rn. 28 f.). Die 

sachgerechte Beratung des Auftraggebers schließt die Erörterung standort-bezogener 

Gefahren ein. Es kommt für den Architekten unter anderem darauf an, die 

Vorstellungen des Bauherrn in einen technisch vertretbaren und darüber hinaus 

überhaupt ausführbaren Rahmen zu bringen (Korbion in: Korbion/ Mantscheff/Vygen, 

HOAI, 6. Aufl., § 15 Rn. 32; ebenso zu § 33 HOAI 2009: Korbion in: 

Korbion/Mantscheff/Vygen, HOAI, 8. Aufl., § 33 Rn. 62).“ 

 

Es kommt für den/die Architekten/Architektin u.a. darauf an, die Vorstellungen des Bauherrn 

in einen technisch vertretbaren und darüber hinaus ausführbaren Rahmen zu bringen. 

Planerseitig ist der Bauherr insbesondere über bekannte Risiken und Standortgefahren zu 

beraten und mit ihm die möglichen Probleme des Bauvorhabens eingehend zu erörtern, um 

auf dieser Grundlage eine eigenständige Entscheidung des Bauherrn über das weitere 

Vorgehen herbeizuführen,  
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so auch OLG Köln, Urteil vom 19.08.2014 – I-22 U 12/13 –, Rn. 46. 

 

Dabei kann das Planen und Bauen im Bestand ein besonderes Risiko bergen. 

 

Das Risiko besteht bezüglich der Frage, ob der Umbau eines vorhandenen Gebäudes mit den 

geplanten Maßnahmen überhaupt möglich ist oder – z.B. wegen der statischen Sicherheit – 

zusätzliche umfangreiche Maßnahmen erforderlich sind, die unter Umständen erhebliche 

zusätzliche Kosten mit sich bringen. Es besteht daher für den Architekten der Rechtsprechung 

zufolge eine intensive Bauwerkserkundigungspflicht. Er hat zu prüfen, ob die vorhandenen 

Bauunterlagen und der Zustand des Gebäudes eine sichere Grundlage für das geplante 

Bauvorhaben sind. Den Architekten trifft die Pflicht, den Bauherrn möglichst frühzeitig darüber 

aufzuklären, welche Beurteilungsgrundlagen vorhanden sind und ob Risiken bestehen, 

insbesondere ob zur abschließenden Beurteilung weitere kostenträchtige Untersuchungen 

nötig sind, gegebenenfalls auch zusätzliche kostenträchtige Maßnahmen, 

 

vgl. hierzu auch jüngst OLG Stuttgart, Urteil vom 17.12.2024 – 10 U 38/24 –, ZfBR 

2025, 243 ff. 
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3. 

Sanierung oder Neubau? 

 

Immer wieder geschieht es im Zuge der Bearbeitung von Bestandsgebäuden, dass dem/der 

Architekten/Architektin bauherrenseitig der Vorhalt gemacht wird, in der Nachschau wäre es 

günstiger gewesen, einen Neubau zu errichten, denn die Sanierung des Altbestandes 

durchzuführen. Auch hiermit hatte sich das  

 

OLG Stuttgart, Urteil vom 17.12.2024 – 10 U 38/24 

 

zu befassen. Dabei ist hervorhebenswert Folgendes:  

 

3.1  Immer ist hinsichtlich solcher Vorhalte (vgl. oben) der Bauherren die Frage zu 

untersuchen, ob eine Pflichtverletzung dem Architekten insoweit vorgehalten werden 

kann. Diese muss sich aus dem begründeten Architektenvertrag ergeben, also 

bezogen auf die dem Architekten übertragenen Leistungsinhalte. Hat die 

Bauherrenseite den Planer weder ausdrücklich noch konkludent damit beauftragt, 

zunächst eine Entscheidungshilfe, hinsichtlich der Sanierungswürdigkeit des 

Gebäudes an die Hand zu geben, vielmehr die Beauftragung von Beginn an darauf 

hinausläuft, einen Umbau des Gebäudes und eine entsprechende Planung 

vorzunehmen – und ergeben die Gesamtumstände hiervon nichts Abweichendes, dass 

der Planer zu einer entsprechenden Beratung verpflichtet wäre –, liegt eine 

Pflichtverletzung nicht vor. Denn aus den vertraglichen Grundlagen kann eine 

entsprechende Pflicht sodann nicht entnommen werden.  

 

2.2 Will die Bauherrenseite eine weitergehende Beauftragung des Planers, hinsichtlich 

einer Alternativbetrachtung (insbesondere auch bezogen auf die Wirtschaftlichkeit, 

Neubau und im Abgleich eine Sanierung), würde dies auch regelhaft zwei komplett 

vergleichende Planungen des Umbaus bzw. des kompletten Neubaus voraussetzen. 

Liegt eine solche Beauftragung nicht vor, kann hieraus – beim entsprechenden 

Unterlassen – auch eine Pflichtverletzung des Architekten nicht hergeleitet werden.  

 

2.3 Angesichts des Planungsauftrages im Hinblick auf die Sanierung (und nicht im Hinblick 

auf einen Vergleich „Sanierung und Neubau“), wäre eine Hinweispflicht des Architekten 

nur dann erforderlich, wenn sich die Unwirtschaftlichkeit der Sanierung selbigem hätte 

aufdrängen müssen. Selbstredend ist dies eine Frage des konkreten Einzelfalls, ob 

dies so vorliegt oder nicht. Dabei muss des Weiteren berücksichtigt werden, dass 
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der/die Architekt/Architektin Fachmann für die Planung ist, nicht aber für die 

Vermarktung eines Gebäudes. Selbstverständlich hat ein/e Architekt/Architektin 

wirtschaftlich zu planen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass insbesondere dann, 

wenn es sich um einen fachversierten Bauherrn (also einen Bauträger z.B.) handelt, 

mit einem überlegenen Wissen hinsichtlich der Marktsituation (Vermarktung der 

Wohnungen und zu welchem Preis) und hierüber die Bauherrenseite eben verfügt, 

dann von einer Pflichtverletzung des Architekten nicht ausgegangen werden kann.  

 

 

  



 

 
10 

4. 

Der Architekt und das Einhalten der anerkannten Regeln der Technik 

 

3.1 Grundsätzlich schuldet der Architekt/die Architektin eine Planung, die den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik entspricht. Hierauf kann der Bauherr vertrauen. 

Gleichermaßen kann der Bauherr jedoch auch gegenüber einem Planer auf die 

Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik verzichten. Eine 

entsprechende vertragliche Risikoübernahme durch den Auftraggeber kann nur dann 

jedoch angenommen werden, wenn der Auftraggeber Bedeutung und Tragweite des in 

der Abänderung der Planung liegenden Risikos erkannt hat, was eine entsprechende 

Aufklärung durch den Architekten voraussetzt,  

 

vgl. BGH, Urteil vom 20.12.2012 - VII ZR 209/11, ZfBR 2013, 245 ff. 

 

wo das Gericht formuliert:  

 

„a) Die Planung eines Architekten ist mangelhaft, wenn sie nicht die vertraglich 

vereinbarte Beschaffenheit aufweist. Der vertraglich geschuldete Erfolg 

bestimmt sich nicht allein nach der zu seiner Erreichung vereinbarten Leistung 

oder Ausführungsart, sondern auch danach, welche Funktion das Werk nach 

dem Willen der Parteien erfüllen soll. Eine Abweichung von der vereinbarten 

Beschaffenheit liegt deshalb auch dann vor, wenn der mit dem Vertrag verfolgte 

Zweck des Werkes nicht erreicht wird und das Werk seine vereinbarte oder 

nach dem Vertrag vorausgesetzte Funktion nicht erfüllt. Das gilt unabhängig 

davon, ob die Parteien eine bestimmte Leistung, wie z.B. ein bestimmtes 

Planungsdetail, vereinbart haben (BGH, Urteil vom 29. September 2011 

VII ZR 87/11, BauR 2012, 115, 117 = NZBau 2011, 746 m.w.N.) 

 

3. Zu Unrecht hat das Berufungsgericht aber ein Mitverschulden der Klägerin 

an dem ihr infolge der fehlerhaften Planung durch Inanspruchnahme der 

Erwerber entstandenen Schaden verneint. Die Klägerin hatte, wie bereits 

ausgeführt, mit dem Beklagten die Vereinbarung getroffen, dass die 

Wohneinheiten als "senkrecht geteilte Wohnungen" geplant werden sollten. 

Dabei ist sie, ebenso wie der Beklagte, davon ausgegangen, dermaßen 

verkaufte Objekte genügten den Anforderungen an den Schallschutz, wenn 

dieser dem Schallschutz im Geschosswohnungsbau entsprach und die 

Trennung der Wohneinheiten einschalig erfolgte. Diese Einschätzung beruhte 
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auf der fehlerhaften rechtlichen Bewertung des Inhalts der mit den Erwerbern 

geschlossenen Verträge. Diese Bewertung ist außerordentlich fern liegend. Es 

ist nicht nachvollziehbar, warum die im Baugewerbe erfahrene Klägerin 

ernsthaft der Meinung sein konnte, ein nach den allgemein anerkannten Regeln 

der Technik für Reihenhäuser geschuldeter Schallschutz sei nicht erforderlich, 

wenn sie die nach ihrem äußeren Erscheinungsbild errichteten Reihenhäuser 

als Geschosswohnungen in vertikaler Aufteilung oder, wie es dann tatsächlich 

geschehen ist, als "Reihenhäuser in Form von Wohnungseigentum" veräußert. 

Der Senat hat bereits darauf hinge-wiesen, dass ein Auftraggeber nicht blind 

auf eine rechtliche Annahme eines planenden Architekten vertrauen darf (BGH, 

Urteil vom 10. Februar 2011 VII ZR 8/10, BauR 2011, 869 Rn. 44 f. = NZBau 

2011, 360). Der Auftraggeber darf nicht die Augen davor verschließen, dass 

diese Annahme allem Anschein nach unzutreffend ist, und darf nicht ohne 

Weiteres auf der Grundlage einer infolge dieser unzutreffenden Annahme 

fehlerhaften Planung das Bauwerk errichten lassen. Vielmehr ist er im eigenen 

Interesse gehalten, eine erkennbar zweifelhafte Rechtsauffassung des 

Architekten zu überprüfen und falls notwendig dazu Rechtsrat einzuholen. Das 

gilt auch, soweit ein Bauträger aufgrund seiner Sachkunde erkennen muss, 

dass die rechtliche Annahme letztlich dazu führen könnte, Erwerber in ihrer 

berechtigten Erwartungshaltung zu enttäuschen.  

 

Gemäß § 254 Abs. 1 BGB sind die Verursachungs- und Verschuldensbeiträge 

der Klägerin und des Beklagten gegeneinander abzuwägen. Diese Abwägung 

kann der Senat selbst vornehmen, weil weitere Feststellungen nicht zu erwarten 

sind. Dabei ist davon auszugehen, dass der Beklagte mit seinem 

unzutreffenden Hinweis, es könnten statt Reihenhäuser "senkrecht geteilte 

Wohneinheiten" geplant und ausgeführt werden, die auch nur den Schallschutz 

von Wohnungen erfordern würden und deshalb mit einschaligen Trennwänden 

geplant und ausgeführt werden könnten, den "Grundstein" für den 

unzureichenden Schallschutz der Reihenhäuser gelegt hat. Auf der anderen 

Seite fällt ganz erheblich ins Gewicht, dass die Klägerin jegliche naheliegende 

Überlegung zu diesem Vorschlag unterlassen und dann sogar die 

Wohneinheiten später als Reihenhäuser vermarktet hat, obwohl ihr bewusst 

war, dass diese Wohneinheiten den für Reihenhäuser üblichen Schallschutz 

nicht besitzen. Bei Berücksichtigung dieser Umstände erscheint es 

gerechtfertigt, den Beklagten zu einem Drittel und die Klägerin zu zwei Dritteln 
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für den aus der mangelhaften Planung erwachsenen und noch erwachsenden 

Schaden haften zu lassen.“ 

 

Die Parteien können eine solche Vereinbarung auch noch nach Vertragsschluss 

treffen,  

 

vgl. BGH, Urteil vom 14.11.2017 – VII ZR 65/14, ZfBR Jahr 2018, 152, Rn. 29. 

 

„b) Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs können die Parteien 

allerdings bei Vertragsschluss auch eine Vereinbarung treffen, nach der die 

Bauausführung hinter den aktuellen oder den künftigen allgemein anerkannten 

Regeln der Technik, soweit deren Einführung bereits absehbar ist, zurückbleibt. 

Dies erfordert, dass der Auftragnehmer den Auftraggeber auf die Bedeutung 

der allgemein anerkannten Regeln der Technik und die mit der Nichteinhaltung 

verbundenen Konsequenzen und Risiken hinweist, es sei denn, diese sind dem 

Auftraggeber bekannt oder ergeben sich ohne Weiteres aus den Umständen. 

Ohne eine entsprechende Kenntnis kommt eine rechtsgeschäftliche 

Zustimmung des Auftraggebers zu einer hinter den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik zurückbleibenden Ausführung regelmäßig nicht in Betracht 

(vgl. BGH, Urteil vom 7. März 2013 - VII ZR 134/12, BauR 2013, 952 Rn. 15 = 

NZBau 2013, 295; Urteil vom 4. Juni 2009 - VII ZR 54/07, BGHZ 181, 225 Rn. 

14; jeweils m.w.N.; vgl. auch Kniffka in Kniffka/Koeble, Kompendium des 

Baurechts, 4. Aufl., 6. Teil Rn. 37). Die Parteien können eine solche 

Vereinbarung auch nach Vertragsschluss treffen.“ 
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5. 

Sicherheit nach § 650f BGB 

 

Auch anwendbar bei Beauftragung durch eine GbR, bestehend aus den Eltern 

und Kindern für ein Objekt mit 30 Wohnungen und Tiefgarage zur späteren 

Vermietung?  

 

5.1  Sachverhalt  

 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), bestehend aus den Eltern und Kindern 

einer Familie, beauftragt das ausführende Bauunternehmen mit der Errichtung eines 

Hauses mit 30 Wohnungen und Tiefgarage für die spätere Vermietung. Der 

Unternehmer verlangt von der GbR eine Sicherheit nach § 650f BGB.  

 

5.2 Fragestellung:  

 

Kann der Unternehmer wirkungsvoll die Sicherheit begehren und nach einem 

Fristablauf, hinsichtlich der Herreichung der geforderten Sicherheit, das 

Vertragsverhältnis kündigen und die GbR auf Zahlung der Vergütung nach 

§ 650f BGB verklagen?  

 

5.3 Entscheidung:  

 

vgl. OLG München, Urteil vom 26.02.2025 – 27 U 1463/24 Bau.  

 

5.4 Kann der/die Architekt/in wirkungsvoll die Sicherheit nach § 650f BGB für offene 

Honorarforderungen bei analoger Anwendung des Sachverhaltes nach Ziff. 5.1 

verlangen? 
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6. 

Lange Haftungszeit für Architektenleistungen 

 

Regelhaft gilt für ausgeführte Architektenleistungen eine Gewährleistungszeit 

von fünf Jahren. Aufgrund der Sekundärhaftung kann sich diese jedoch noch 

erheblich verlängern. Der wachsame Bauherr profitiert.  

 

Sanierungsmaßnahmen bei Bestandsobjekten sind fehleranfällig. Fachtechnische Kenntnisse, 

unter Inbezugnahme auf die Altbausubstanz, dies in Verbindung mit Neumaterialien, sind eine 

unabdingbare Voraussetzung für das Gelingen. Dies setzt nicht erst bei den ausführenden 

Gewerkeleistungen an. Vielmehr beginnt es bereits mit einer umfänglichen fachtechnisch 

durchdrungenen Planung, Ausschreibung und finalisiert sich in einer zeitintensiven 

Bauüberwachung. Hapert es jedoch an einem qualifizierten Ausführungsunternehmer und tritt 

sodann noch eine unzureichende Bauüberwachung durch den Architekten hinzu, sind 

umfangreiche Mängel in der Sanierung bereits vorprogrammiert. Und da derartige Mängel 

nicht unverzüglich zutage treten, sondern sich erst nach erheblichen Zeitabläufen, nach 

durchgeführter Sanierungsmaßnahme, zeigen, rechtfertigt sich spätestens mit dieser 

Betrachtung, dass dem Bauherrn regelhaft eine 5-jährige Gewährleistungszeit, nach erfolgter 

Abnahme der Bau- und Architektenleistungen, vom Gesetzgeber eingeräumt wird.  

 

Dass eine 5-jährige Gewährleistungsfrist auch für Sanierungsmaßnahmen und nicht nur für 

Neubauvorhaben, ebenso für lediglich durchgeführte Planungsleistungen, jedoch 

gleichermaßen auch für mit Planungsleistungen einhergehende bauüberwachende 

Tätigkeiten oder nur bauüberwachende Leistungen des Architekten, gilt, hat erst jüngst 

bestätigend das OLG Schleswig (Urteil vom 25.06.2025 - 12 U 67/24) entschieden. Ein damit 

einhergehender häufig auftretender praxisrelevanter Streitfall ist der Zeitpunkt der Abnahme. 

Was bei Gewerkeleistungen häufig durch eine förmliche Abnahme – also damit auch das 

Aufstellen eines Abnahmeprotokolls mit entsprechenden Zeitangaben – noch dokumentierend 

nachvollzogen werden kann, stellt bei der Abwicklung von Architektenverträgen zumeist eine 

maßgebliche Schwachstelle dar. Denn in der architektenrechtlichen Praxis ist zu konstatieren, 

dass nach wie vor allzu wenig Bedacht darauf gelegt wird, auch und gerade die 

Architektenleistungen nach vollständiger Fertigstellung des beauftragten Leistungsumfangs 

einer Abnahme zuzuführen. Erst mit dieser beginnt der Lauf der 5-jährigen 

Gewährleistungszeit. Bleibt der Zeitpunkt der Abnahme umfänglichen Interpretationen 

vorbehalten, da es an einer dokumentierten förmlichen Abnahme nur allzu häufig fehlt, ist das 

Spiel der Unwägbarkeiten eröffnet. Es tritt nunmehr das rechtliche Handwerkszeug der 

sogenannten konkludenten Abnahme auf den Spielplan. Von dieser ist etwaig dann 
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auszugehen, wenn eine nahezu vollständige Leistungserfüllung architektenseitig, unter 

Inbezugnahme auf den begründeten Vertrag, vorliegt und die Bauherrenseite auf eine gestellte 

Honorarschlussrechnung die volle Vergütung ausgleicht. Dabei, so hoben erst jüngst wieder 

die Schleswig-Richter hervor, sei unschädlich, wenn geringfügige Leistungen architektenseitig 

noch nicht erbracht worden seien bei Legung der Schlussrechnung oder sich am Objekt 

geringfügige Mängel zeigen würden, hinsichtlich derer der Architekt jedoch um 

Mangelbeseitigung, gerade auch mit den ausführenden Gewerken, bemüht ist.  

 

Anders jedoch verhält es sich dann, wenn zwar auf die Architekten-Honorarschlussrechnung 

gezahlt wird, ausdrücklich jedoch bauherrenseitig konkrete Pflichtverstöße, wegen noch nicht 

erbrachter Architektenleistungen, erhoben werden oder ebenso konkrete relevante 

Mängelrügen, auf der Grundlage von sich am Bauvorhaben bereits abzeichnenden 

Mängelsymptomen, erhoben werden. Von einem bauherrenseitigen Abnahmewillen kann in 

so gelagerten Fällen nicht ausgegangen werden; folglich die 5-jährige Gewährleistungsfrist 

auch nicht zu laufen beginnt.  

 

Weiterhin:  

 

Ist der Architekt u.a. umfänglich mit der Bauüberwachungs-Leistungsphase beauftragt, im 

Sinne der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure, gehört zur vollständigen 

Leistungserbringung auch das Überwachen der Beseitigung bei der Abnahme festgestellten 

Mängel der ausführenden Gewerke. Fehlt es jedoch im Rahmen des begründeten 

Architektenvertrages an einer solchen Leistungsinhaltsbestimmung und erschöpft sich die 

Architektentätigkeit mit der Organisation der Abnahme der Bauleistungen, so ist folglich auch 

ein frühzeitigeres Abnahmebegehren gerechtfertigt. Ein Zuwarten hinsichtlich der 

Mängelbeseitigung der Gewerkeleistungen bedarf es daher nicht.  

 

Haftungsverschärfend wird es für den Architekten, wenn während der Gewährleistungszeit der 

Bauherr Mängelrügen erhebt. Sodann entfaltet sich eine doch sorgsam vom Architekten zu 

beachtende Betreuungsaufgabe gegenüber dem Bauherrn. Den bauherrenseitig dargelegten 

Mängelsymptomen ist nachzugehen, worauf selbige hinsichtlich der 

Bauausführungsleistungen zurückzuführen sind. Die Aufklärung darf insbesondere auch nicht 

an einer selbstkritischen Prüfung der eigenen Planungs-, Ausschreibungs- und 

Bauüberwachungsleistungen haltmachen. Liegen diese vor, so ist auch dies dem Bauherrn 

aufzuzeigen. Damit begibt sich der Architekt jedoch in ein vertragsrechtlich höchst sensibles 

Spannungsfeld, und zwar im Abgleich mit seinem Berufshaftpflichtversicherer. Denn 

Eingeständnisse oder gar Schuldanerkenntnisse, sind – soll der Versicherungsschutz nicht 
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gefährdet werden – jedenfalls ohne Abstimmung mit dem Berufshaftpflichtversicherer nicht 

abzugeben.  

 

Gleichwohl, unterlässt der Planer diese notwendige inhaltsschwere Betreuungsaufgabe, droht 

das nächste Damoklesschwert der Haftung auf selbigen niederzueilen: Die Sekundärhaftung. 

Selbige trifft den Planer, der jedenfalls mit der Bauüberwachung betraut worden ist. Der nur 

planende oder auch nur ausschreibende Architekt, ist hiervon nicht betroffen. All` dies geht auf 

bereits betagte Entscheidungen des Bundesgerichtshofes (BGH, Urteil vom 04.10.1984 – VII 

ZR 342/83 und Urteil vom 26.09.1985 – VII ZR 50/84) zurück.  

 

Rügt mithin der Bauherr Mängelsymptome, bezogen auf die ausgeführten Baumaßnahmen in 

unverjährter Zeit, was die Primäransprüche betrifft, also innerhalb von fünf Jahren, beginnend 

ab der durchgeführten Abnahme der Architektenleistungen und genügt der Architekt seiner 

ihm seit Jahrzehnten anerkannten und auferlegten Sachwalterstellung und damit 

Beratungspflichten gegenüber dem Bauherrn nicht, kann er sich späterhin auf den Eintritt der 

Verjährung nicht berufen. Folglich das Haftungsrisiko sich zeitlich noch erheblich ausdehnt.  

 

Da der Auftraggeberseite regelhaft an der Abnahme von Architektenleistungen nicht gelegen 

ist, da hiermit Rechtsfolgen einhergehen, die nicht in der Interessensphäre der Bauherrenseite 

liegen, sind die Architekten aufgerufen das ohnehin bei ihnen erheblich bestehende 

Haftungsrisiko jedenfalls insoweit einzudämmen, indem eine konkrete Abnahme der 

Architektenleistungen – bestenfalls förmlich – vom Bauherrn abverlangt wird und dies auch 

unter Anwendung der gesetzlichen Teilabnahmeregelung, wonach bereits dann eine 

Abnahme der Architektenleistungen ab der Abnahme der letzten Leistung des 

bauausführenden Unternehmers oder der bauausführenden Unternehmer gefordert werden 

kann, ohne dass es darauf ankommt, die vollständige Bauüberwachungsleistung, wie sie die 

Leistungsphase 8 in der HOAI beschreibt, erbracht zu haben. Da dies zum gesetzlichen 

Leitbild gehört, ist eine, zugunsten des Bauherrn, hiervon abweichende Regelung in 

Formularverträgen unwirksam. Und letztendlich ist aufgezeigten Mängeln durch den 

Auftraggeber während der 5-jährigen Gewährleistung die notwendige auch fachlich 

qualifizierte Aufmerksamkeit zu widmen. Dies auch unter Berücksichtigung eines frühzeitigen 

etwaigen Einschaltens des Berufshaftpflichtversicherers und einer Abstimmung mit diesem, 

hinsichtlich der durchzuführenden Aufklärungs- und Betreuungsleistungen.  
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§ 631 Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 

 

(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung des versprochenen 

Werkes, der Besteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

 

(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder Veränderung einer 

Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg 

sein. 

 

 

§ 632 Vergütung 

 

(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Herstellung des Werkes 

den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 

 

(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe die 

taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung als vereinbart 

anzusehen. 

 

 

§ 632a Abschlagszahlungen 

 

(1) Der Unternehmer kann von dem Besteller eine Abschlagszahlung in Höhe des Wertes 

der von ihm erbrachten und nach dem Vertrag geschuldeten Leistungen verlangen. 

Sind die erbrachten Leistungen nicht vertragsgemäß, kann der Besteller die Zahlung 

eines angemessenen Teils des Abschlags verweigern. Die Beweislast für die 

vertragsgemäße Leistung verbleibt bis zur Abnahme beim Unternehmer. § 641 Abs. 3 

gilt entsprechend. Die Leistungen sind durch eine Aufstellung nachzuweisen, die eine 

rasche und sichere Beurteilung der Leistungen ermöglichen muss. Die Sätze 1 bis 5 

gelten auch für erforderliche Stoffe oder Bauteile, die angeliefert oder eigens 

angefertigt und bereitgestellt sind, wenn dem Besteller nach seiner Wahl Eigentum an 
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den Stoffen oder Bauteilen übertragen oder entsprechende Sicherheit hierfür geleistet 

wird. 

 

(2) Die Sicherheit nach Absatz 1 Satz 6 kann auch durch eine Garantie oder ein sonstiges 

Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum 

Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. 

 

 

§ 633 Sach- und Rechtsmangel 

 

(1) Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und Rechtsmängeln zu 

verschaffen. 

(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat. 

Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachmängeln, 

 

1. wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst 

2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die 

bei Werken der gleichen Art üblich ist und die der Besteller nach der Art des 

Werkes erwarten kann. 

 

Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das 

bestellte Werk oder das Werk in zu geringer Menge herstellt. 

 

(3) Das Werk ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf das Werk keine oder 

nur die im Vertrag übernommenen Rechte gegen den Besteller geltend machen 

können. 
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§ 634 Rechte des Bestellers bei Mängeln 

 

Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden 

Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 

 

1. nach § 635 Nacherfüllung verlangen, 

2. nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen 

verlangen, 

3. nach den §§ 636, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurücktreten oder nach § 638 

die Vergütung mindern und 

4. nach den §§ 636, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284 Ersatz 

vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

 

 

§ 634a Verjährung der Mängelansprüche 

 

(1)  Die in § 634 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Ansprüche verjähren 

 

1. vorbehaltlich der Nummer 2 in zwei Jahren bei einem Werk, dessen Erfolg in 

der Herstellung, Wartung oder Veränderung einer Sache oder in der Erbringung 

von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, 

2. in fünf Jahren bei einem Bauwerk und einem Werk, dessen Erfolg in der 

Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, und 

3. im Übrigen in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

 

(2)  Die Verjährung beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit der Abnahme. 

 

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 verjähren die Ansprüche in der 

regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Unternehmer den Mangel arglistig 

verschwiegen hat. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung jedoch nicht vor 

Ablauf der dort bestimmten Frist ein. 



BGB 

4 
 

 

(4) Für das in § 634 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Besteller kann trotz einer 

Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 1 die Zahlung der Vergütung insoweit 

verweigern, als er auf Grund des Rücktritts dazu berechtigt sein würde. Macht er von 

diesem Recht Gebrauch, kann der Unternehmer vom Vertrag zurücktreten. 

 

(5) Auf das in § 634 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und Absatz 4 Satz 2 

entsprechende Anwendung. 

 

 

§ 635 Nacherfüllung 

 

(1)  Verlangt der Besteller Nacherfüllung, so kann der Unternehmer nach seiner Wahl den 

Mangel beseitigen oder ein neues Werk herstellen. 

 

(2)  Der Unternehmer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 

Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu 

tragen. 

 

(3)  Der Unternehmer kann die Nacherfüllung unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 

verweigern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. 

 

(4)  Stellt der Unternehmer ein neues Werk her, so kann er vom Besteller Rückgewähr des 

mangelhaften Werkes nach Maßgabe der §§ 346 bis 348 verlangen 

 

 

§ 636 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadensersatz 

 

Außer in den Fällen der §§ 281 Abs. 2 und 323 Abs. 2 bedarf es der Fristsetzung auch dann 

nicht, wenn der Unternehmer die Nacherfüllung gemäß § 635 Abs. 3 verweigert oder wenn die 

Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist. 
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§ 637 Selbstvornahme 

 

(1)  Der Besteller kann wegen eines Mangels des Werkes nach erfolglosem Ablauf einer 

von ihm zur Nacherfüllung bestimmten angemessenen Frist den Mangel selbst 

beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen, wenn nicht der 

Unternehmer die Nacherfüllung zu Recht verweigert. 

 

(2)  § 323 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. Der Bestimmung einer Frist bedarf es 

auch dann nicht, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Besteller 

unzumutbar ist. 

 

(3)  Der Besteller kann von dem Unternehmer für die zur Beseitigung des Mangels 

erforderlichen Aufwendungen Vorschuss verlangen. 

 

 

§ 638 Minderung 

 

(1)  Statt zurückzutreten, kann der Besteller die Vergütung durch Erklärung gegenüber dem 

Unternehmer mindern. Der Ausschlussgrund des § 323 Abs. 5 Satz 2 findet keine 

Anwendung. 

 

(2)  Sind auf der Seite des Bestellers oder auf der Seite des Unternehmers mehrere 

beteiligt, so kann die Minderung nur von allen oder gegen alle erklärt werden. 

 

(3)  Bei der Minderung ist die Vergütung in dem Verhältnis herabzusetzen, in welchem zur 

Zeit des Vertragsschlusses der Wert des Werkes in mangelfreiem Zustand zu dem 

wirklichen Wert gestanden haben würde. Die Minderung ist, soweit erforderlich, durch 

Schätzung zu ermitteln. 
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(4)  Hat der Besteller mehr als die geminderte Vergütung gezahlt, so ist der Mehrbetrag 

vom Unternehmer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und § 347 Abs. 1 finden entsprechende 

Anwendung. 

 

 

§ 639 Haftungsausschluss 

 

Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Bestellers wegen eines Mangels 

ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Unternehmer nicht berufen, soweit er 

den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit des Werkes 

übernommen hat. 

 

 

§ 640 Abnahme 

 

(1)  Der Besteller ist verpflichtet, das vertragsmäßig hergestellte Werk abzunehmen, sofern 

nicht nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen ist. Wegen 

unwesentlicher Mängel kann die Abnahme nicht verweigert werden. 

 

(2)  Als abgenommen gilt ein Werk auch, wenn der Unternehmer dem Besteller nach 

Fertigstellung des Werks eine angemessene Frist zur Abnahme gesetzt hat und der 

Besteller die Abnahme nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines 

Mangels verweigert hat. Ist der Besteller ein Verbraucher, so treten die Rechtsfolgen 

des Satzes 1 nur dann ein, wenn der Unternehmer den Besteller zusammen mit der 

Aufforderung zur Abnahme auf die Folgen einer nicht erklärten oder ohne Angabe von 

Mängeln verweigerten Abnahme hingewiesen hat; der Hinweis muss in Textform 

erfolgen. 

 

(3)  Nimmt der Besteller ein mangelhaftes Werk gemäß Absatz 1 Satz 1 ab, obschon er 

den Mangel kennt, so stehen ihm die in § 634 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechte nur zu, 

wenn er sich seine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält. 
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§ 641 Fälligkeit der Vergütung 

 

(1) Die Vergütung ist bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. Ist das Werk in Teilen 

abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile bestimmt, so ist die Vergütung 

für jeden Teil bei dessen Abnahme zu entrichten. 

 

(2) Die Vergütung des Unternehmers für ein Werk, dessen Herstellung der Besteller einem 

Dritten versprochen hat, wird spätestens fällig, 

 

1. soweit der Besteller von dem Dritten für das versprochene Werk wegen dessen 

Herstellung seine Vergütung oder Teile davon erhalten hat, 

2. soweit das Werk des Bestellers von dem Dritten abgenommen worden ist oder 

als abgenommen gilt oder 

3. wenn der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur 

Auskunft über die in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Umstände bestimmt 

hat. 

 

Hat der Besteller dem Dritten wegen möglicher Mängel des Werks Sicherheit geleistet, 

gilt Satz 1 nur, wenn der Unternehmer dem Besteller entsprechende Sicherheit leistet. 

 

(3)  Kann der Besteller die Beseitigung eines Mangels verlangen, so kann er nach der 

Fälligkeit die Zahlung eines angemessenen Teils der Vergütung verweigern; 

angemessen ist in der Regel das Doppelte der für die Beseitigung des Mangels 

erforderlichen Kosten. 

 

(4)  Eine in Geld festgesetzte Vergütung hat der Besteller von der Abnahme des Werkes 

an zu verzinsen, sofern nicht die Vergütung gestundet ist. 
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§ 642 Mitwirkung des Bestellers 

 

(1)  Ist bei der Herstellung des Werkes eine Handlung des Bestellers erforderlich, so kann 

der Unternehmer, wenn der Besteller durch das Unterlassen der Handlung in Verzug 

der Annahme kommt, eine angemessene Entschädigung verlangen. 

 

(2)  Die Höhe der Entschädigung bestimmt sich einerseits nach der Dauer des Verzugs 

und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererseits nach demjenigen, was der 

Unternehmer infolge des Verzugs an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige 

Verwendung seiner Arbeitskraft erwerben kann. 

 

 

§ 643 Kündigung bei unterlassener Mitwirkung 

 

Der Unternehmer ist im Falle des § 642 berechtigt, dem Besteller zur Nachholung der 

Handlung eine angemessene Frist mit der Erklärung zu bestimmen, dass er den Vertrag 

kündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablauf der Frist vorgenommen werde. Der Vertrag 

gilt als aufgehoben, wenn nicht die 

 

 

§ 644 Gefahrtragung 

 

(1)  Der Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Werkes. Kommt der Besteller 

in Verzug der Annahme, so geht die Gefahr auf ihn über. Für den zufälligen Untergang 

und eine zufällige Verschlechterung des von dem Besteller gelieferten Stoffes ist der 

Unternehmer nicht verantwortlich. 

 

(2)  Versendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Bestellers nach einem 

anderen Ort als dem Erfüllungsort, so findet die für den Kauf geltende Vorschrift des § 

447 entsprechende Anwendung. 
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§ 645 Verantwortlichkeit des Bestellers 

 

(1)  Ist das Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dem Besteller gelieferten 

Stoffes oder infolge einer von dem Besteller für die Ausführung erteilten Anweisung 

untergegangen, verschlechtert oder unausführbar geworden, ohne dass ein Umstand 

mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu vertreten hat, so kann der Unternehmer einen 

der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der Vergütung und Ersatz der in der 

Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. Das Gleiche gilt, wenn der Vertrag 

in Gemäßheit des § 643 aufgehoben wird. 

 

(2) Eine weitergehende Haftung des Bestellers wegen Verschuldens bleibt unberührt. 

 

 

§ 646 Vollendung statt Abnahme 

 

Ist nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen, so tritt in den Fällen 

des § 634a Abs. 2 und der §§ 641, 644 und 645 an die Stelle der Abnahme die Vollendung 

des Werkes. 

 

 

§ 647 Unternehmerpfandrecht 

 

Der Unternehmer hat für seine Forderungen aus dem Vertrag ein Pfandrecht an den von ihm 

hergestellten oder ausgebesserten beweglichen Sachen des Bestellers, wenn sie bei der 

Herstellung oder zum Zwecke der Ausbesserung in seinen Besitz gelangt sind. 

 

 

§ 647a Sicherungshypothek des Inhabers einer Schiffswerft 

 

Der Inhaber einer Schiffswerft kann für seine Forderungen aus dem Bau oder der 

Ausbesserung eines Schiffes die Einräumung einer Schiffshypothek an dem Schiffsbauwerk 
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oder dem Schiff des Bestellers verlangen. Ist das Werk noch nicht vollendet, so kann er die 

Einräumung der Schiffshypothek für einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der 

Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. § 647 findet 

keine Anwendung. 

 

 

§ 648 Kündigungsrecht des Bestellers 

 

Der Besteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag kündigen. Kündigt 

der Besteller, so ist der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen; er 

muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an 

Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder 

zu erwerben böswillig unterlässt. Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 vom 

Hundert der auf den noch nicht erbrachten Teil der Werkleistung entfallenden vereinbarten 

Vergütung zustehen. 

 

 

§ 648a Kündigung aus wichtigem Grund 

 

(1)  Beide Vertragsparteien können den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 

einer Kündigungsfrist kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kündigenden 

Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der 

beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zur 

Fertigstellung des Werks nicht zugemutet werden kann. 

 

(2)  Eine Teilkündigung ist möglich; sie muss sich auf einen abgrenzbaren Teil des 

geschuldeten Werks beziehen. 

 

(3)  § 314 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 
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(4)  Nach der Kündigung kann jede Vertragspartei von der anderen verlangen, dass sie an 

einer gemeinsamen Feststellung des Leistungsstandes mitwirkt. Verweigert eine 

Vertragspartei die Mitwirkung oder bleibt sie einem vereinbarten oder einem von der 

anderen Vertragspartei innerhalb einer angemessenen Frist bestimmten Termin zur 

Leistungsstandfeststellung fern, trifft sie die Beweislast für den Leistungsstand zum 

Zeitpunkt der Kündigung. Dies gilt nicht, wenn die Vertragspartei infolge eines 

Umstands fernbleibt, den sie nicht zu vertreten hat und den sie der anderen 

Vertragspartei unverzüglich mitgeteilt hat. 

 

(5)  Kündigt eine Vertragspartei aus wichtigem Grund, ist der Unternehmer nur berechtigt, 

die Vergütung zu verlangen, die auf den bis zur Kündigung erbrachten Teil des Werks 

entfällt. 

 

(6)  Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündigung nicht 

ausgeschlossen. 

 

 

§ 649 Kostenanschlag 

 

(1) Ist dem Vertrag ein Kostenanschlag zugrunde gelegt worden, ohne dass der 

Unternehmer die Gewähr für die Richtigkeit des Anschlags übernommen hat, und 

ergibt sich, dass das Werk nicht ohne eine wesentliche Überschreitung des Anschlags 

ausführbar ist, so steht dem Unternehmer, wenn der Besteller den Vertrag aus diesem 

Grund kündigt, nur der im § 645 Abs. 1 bestimmte Anspruch zu. 

 

(2) Ist eine solche Überschreitung des Anschlags zu erwarten, so hat der Unternehmer 

dem Besteller unverzüglich Anzeige zu machen. 
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§ 650 Werklieferungsvertrag; Verbrauchervertrag über die Herstellung digitaler 

Produkte 

 

(1)  Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher 

Sachen zum Gegenstand hat, finden die Vorschriften über den Kauf Anwendung. § 442 

Abs. 1 Satz 1 findet bei diesen Verträgen auch Anwendung, wenn der Mangel auf den 

vom Besteller gelieferten Stoff zurückzuführen ist. Soweit es sich bei den 

herzustellenden oder zu erzeugenden beweglichen Sachen um nicht vertretbare 

Sachen handelt, sind auch die §§ 642, 643, 645, 648 und 649 mit der Maßgabe 

anzuwenden, dass an die Stelle der Abnahme der nach den §§ 446 und 447 

maßgebliche Zeitpunkt tritt. 

 

(2) Auf einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich verpflichtet, 

 

1. digitale Inhalte herzustellen, 

2. einen Erfolg durch eine digitale Dienstleistung herbeizuführen oder 

3. einen körperlichen Datenträger herzustellen, der ausschließlich als Träger 

digitaler Inhalte dient, 

 

sind die §§ 633 bis 639 über die Rechte bei Mängeln sowie § 640 über die Abnahme 

nicht anzuwenden. An die Stelle der nach Satz 1 nicht anzuwendenden Vorschriften 

treten die Vorschriften des Abschnitts 3 Titel 2a. Die §§ 641, 644 und 645 sind mit der 

Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Abnahme die Bereitstellung des digitalen 

Produkts (§ 327b Absatz 3 bis 5) tritt. 

 

(3) Auf einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich verpflichtet, einen 

herzustellenden körperlichen Datenträger zu liefern, der ausschließlich als Träger 

digitaler Inhalte dient, sind abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 § 433 Absatz 1 Satz 

2, die §§ 434 bis 442, 475 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 bis 6 und die §§ 476 und 477 über 

die Rechte bei Mängeln nicht anzuwenden. An die Stelle der nach Satz 1 nicht 

anzuwendenden Vorschriften treten die Vorschriften des Abschnitts 3 Titel 2a. 
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(4) Für einen Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich verpflichtet, eine Sache 

herzustellen, die ein digitales Produkt enthält oder mit digitalen Produkten verbunden 

ist, gilt der Anwendungsausschluss nach Absatz 2 entsprechend für diejenigen 

Bestandteile des Vertrags, welche die digitalen Produkte betreffen. Für einen 

Verbrauchervertrag, bei dem der Unternehmer sich verpflichtet, eine herzustellende 

Sache zu liefern, die ein digitales Produkt enthält oder mit digitalen Produkten 

verbunden ist, gilt der Anwendungsausschluss nach Absatz 3 entsprechend für 

diejenigen Bestandteile des Vertrags, welche die digitalen Produkte betreffen. 

 

 

§ 650a Bauvertrag 

 

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über die Herstellung, die Wiederherstellung, die 

Beseitigung oder den Umbau eines Bauwerks, einer Außenanlage oder eines Teils 

davon. Für den Bauvertrag gelten ergänzend die folgenden Vorschriften dieses 

Kapitels. 

 

(2)  Ein Vertrag über die Instandhaltung eines Bauwerks ist ein Bauvertrag, wenn das Werk 

für die Konstruktion, den Bestand oder den bestimmungsgemäßen Gebrauch von 

wesentlicher Bedeutung ist. 

 

 

§ 650b Änderung des Vertrags; Anordnungsrecht des Bestellers 

 

(1) Begehrt der Besteller 

 

1. eine Änderung des vereinbarten Werkerfolgs (§ 631 Absatz 2) oder 

2. eine Änderung, die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs notwendig ist, 
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streben die Vertragsparteien Einvernehmen über die Änderung und die infolge der 

Änderung zu leistende Mehr- oder Mindervergütung an. Der Unternehmer ist 

verpflichtet, ein Angebot über die Mehr- oder Mindervergütung zu erstellen, im Falle 

einer Änderung nach Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn ihm die Ausführung der 

Änderung zumutbar ist. Macht der Unternehmer betriebsinterne Vorgänge für die 

Unzumutbarkeit einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 geltend, trifft ihn die 

Beweislast hierfür. Trägt der Besteller die Verantwortung für die Planung des Bauwerks 

oder der Außenanlage, ist der Unternehmer nur dann zur Erstellung eines Angebots 

über die Mehr- oder Mindervergütung verpflichtet, wenn der Besteller die für die 

Änderung erforderliche Planung vorgenommen und dem Unternehmer zur Verfügung 

gestellt hat. Begehrt der Besteller eine Änderung, für die dem Unternehmer nach § 

650c Absatz 1 Satz 2 kein Anspruch auf Vergütung für vermehrten Aufwand zusteht, 

streben die Parteien nur Einvernehmen über die Änderung an; Satz 2 findet in diesem 

Fall keine Anwendung. 

 

(2) Erzielen die Parteien binnen 30 Tagen nach Zugang des Änderungsbegehrens beim 

Unternehmer keine Einigung nach Absatz 1, kann der Besteller die Änderung in 

Textform anordnen. Der Unternehmer ist verpflichtet, der Anordnung des Bestellers 

nachzukommen, einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn 

ihm die Ausführung zumutbar ist. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

 

§ 650c Vergütungsanpassung bei Anordnungen nach § 650b Absatz 2 

 

(1) Die Höhe des Vergütungsanspruchs für den infolge einer Anordnung des Bestellers 

nach § 650b Absatz 2 vermehrten oder verminderten Aufwand ist nach den tatsächlich 

erforderlichen Kosten mit angemessenen Zuschlägen für allgemeine Geschäftskosten, 

Wagnis und Gewinn zu ermitteln. Umfasst die Leistungspflicht des Unternehmers auch 

die Planung des Bauwerks oder der Außenanlage, steht diesem im Fall des § 650b 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 kein Anspruch auf Vergütung für vermehrten Aufwand zu. 

 



BGB 

15 
 

(2)  Der Unternehmer kann zur Berechnung der Vergütung für den Nachtrag auf die 

Ansätze in einer vereinbarungsgemäß hinterlegten Urkalkulation zurückgreifen. Es 

wird vermutet, dass die auf Basis der Urkalkulation fortgeschriebene Vergütung der 

Vergütung nach Absatz 1 entspricht. 

 

(3)  Bei der Berechnung von vereinbarten oder gemäß § 632a geschuldeten 

Abschlagszahlungen kann der Unternehmer 80 Prozent einer in einem Angebot nach 

§ 650b Absatz 1 Satz 2 genannten Mehrvergütung ansetzen, wenn sich die Parteien 

nicht über die Höhe geeinigt haben oder keine anderslautende gerichtliche 

Entscheidung ergeht. Wählt der Unternehmer diesen Weg und ergeht keine 

anderslautende gerichtliche Entscheidung, wird die nach den Absätzen 1 und 2 

geschuldete Mehrvergütung erst nach der Abnahme des Werks fällig. Zahlungen nach 

Satz 1, die die nach den Absätzen 1 und 2 geschuldete Mehrvergütung übersteigen, 

sind dem Besteller zurückzugewähren und ab ihrem Eingang beim Unternehmer zu 

verzinsen. § 288 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und § 289 Satz 1 gelten entsprechend. 

 

 

§ 650d Einstweilige Verfügung 

 

Zum Erlass einer einstweiligen Verfügung in Streitigkeiten über das Anordnungsrecht gemäß 

§ 650b oder die Vergütungsanpassung gemäß § 650c ist es nach Beginn der Bauausführung 

nicht erforderlich, dass der Verfügungsgrund glaubhaft gemacht wird. 

 

 

§ 650e Sicherungshypothek des Bauunternehmers 

 

Der Unternehmer kann für seine Forderungen aus dem Vertrag die Einräumung einer 

Sicherungshypothek an dem Baugrundstück des Bestellers verlangen. Ist das Werk noch nicht 

vollendet, so kann er die Einräumung der Sicherungshypothek für einen der geleisteten Arbeit 

entsprechenden Teil der Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen 

verlangen. 



BGB 

16 
 

 

§ 650f Bauhandwerkersicherung 

 

(1) Der Unternehmer kann vom Besteller Sicherheit für die auch in Zusatzaufträgen 

vereinbarte und noch nicht gezahlte Vergütung einschließlich dazugehöriger 

Nebenforderungen, die mit 10 Prozent des zu sichernden Vergütungsanspruchs 

anzusetzen sind, verlangen. Satz 1 gilt in demselben Umfang auch für Ansprüche, die 

an die Stelle der Vergütung treten. Der Anspruch des Unternehmers auf Sicherheit wird 

nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Besteller Erfüllung verlangen kann oder das 

Werk abgenommen hat. Ansprüche, mit denen der Besteller gegen den Anspruch des 

Unternehmers auf Vergütung aufrechnen kann, bleiben bei der Berechnung der 

Vergütung unberücksichtigt, es sei denn, sie sind unstreitig oder rechtskräftig 

festgestellt. Die Sicherheit ist auch dann als ausreichend anzusehen, wenn sich der 

Sicherungsgeber das Recht vorbehält, sein Versprechen im Falle einer wesentlichen 

Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Bestellers mit Wirkung für 

Vergütungsansprüche aus Bauleistungen zu widerrufen, die der Unternehmer bei 

Zugang der Widerrufserklärung noch nicht erbracht hat. 

 

(2)  Die Sicherheit kann auch durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungsversprechen 

eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten 

Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. Das Kreditinstitut oder der 

Kreditversicherer darf Zahlungen an den Unternehmer nur leisten, soweit der Besteller 

den Vergütungsanspruch des Unternehmers anerkennt oder durch vorläufig 

vollstreckbares Urteil zur Zahlung der Vergütung verurteilt worden ist und die 

Voraussetzungen vorliegen, unter denen die Zwangsvollstreckung begonnen werden 

darf. 

 

(3)  Der Unternehmer hat dem Besteller die üblichen Kosten der Sicherheitsleistung bis zu 

einem Höchstsatz von 2 Prozent für das Jahr zu erstatten. Dies gilt nicht, soweit eine 

Sicherheit wegen Einwendungen des Bestellers gegen den Vergütungsanspruch des 
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Unternehmers aufrechterhalten werden muss und die Einwendungen sich als 

unbegründet erweisen. 

 

(4)  Soweit der Unternehmer für seinen Vergütungsanspruch eine Sicherheit nach Absatz 

1 oder 2 erlangt hat, ist der Anspruch auf Einräumung einer Sicherungshypothek nach 

§ 650e ausgeschlossen. 

 

(5)  Hat der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung der 

Sicherheit nach Absatz 1 bestimmt, so kann der Unternehmer die Leistung verweigern 

oder den Vertrag kündigen. Kündigt er den Vertrag, ist der Unternehmer berechtigt, die 

vereinbarte Vergütung zu verlangen; er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, 

was er infolge der Aufhebung des Vertrages an Aufwendungen erspart oder durch 

anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder böswillig zu erwerben 

unterlässt. Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 Prozent der auf den 

noch nicht erbrachten Teil der Werkleistung entfallenden vereinbarten Vergütung 

zustehen. 

 

(6)  Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung, wenn der Besteller 

 

1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen ist, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren unzulässig 

ist, oder 

2. Verbraucher ist und es sich um einen Verbraucherbauvertrag nach § 650i oder 

um einen Bauträgervertrag nach § 650u handelt. 

 

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht bei Betreuung des Bauvorhabens durch einen zur 

Verfügung über die Finanzierungsmittel des Bestellers ermächtigten Baubetreuer. 

 

(7)  Eine von den Absätzen 1 bis 5 abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 
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§ 650g Zustandsfeststellung bei Verweigerung der Abnahme; Schlussrechnung 

 

(1)  Verweigert der Besteller die Abnahme unter Angabe von Mängeln, hat er auf Verlangen 

des Unternehmers an einer gemeinsamen Feststellung des Zustands des Werks 

mitzuwirken. Die gemeinsame Zustandsfeststellung soll mit der Angabe des Tages der 

Anfertigung versehen werden und ist von beiden Vertragsparteien zu unterschreiben. 

 

(2)  Bleibt der Besteller einem vereinbarten oder einem von dem Unternehmer innerhalb 

einer angemessenen Frist bestimmten Termin zur Zustandsfeststellung fern, so kann 

der Unternehmer die Zustandsfeststellung auch einseitig vornehmen. Dies gilt nicht, 

wenn der Besteller infolge eines Umstands fernbleibt, den er nicht zu vertreten hat und 

den er dem Unternehmer unverzüglich mitgeteilt hat. Der Unternehmer hat die 

einseitige Zustandsfeststellung mit der Angabe des Tages der Anfertigung zu versehen 

und sie zu unterschreiben sowie dem Besteller eine Abschrift der einseitigen 

Zustandsfeststellung zur Verfügung zu stellen. 

 

(3)  Ist das Werk dem Besteller verschafft worden und ist in der Zustandsfeststellung nach 

Absatz 1 oder 2 ein offenkundiger Mangel nicht angegeben, wird vermutet, dass dieser 

nach der Zustandsfeststellung entstanden und vom Besteller zu vertreten ist. Die 

Vermutung gilt nicht, wenn der Mangel nach seiner Art nicht vom Besteller verursacht 

worden sein kann. 

 

(4)  Die Vergütung ist zu entrichten, wenn 

 

1. der Besteller das Werk abgenommen hat oder die Abnahme nach § 641 Absatz 

2 entbehrlich ist und 

 

2. der Unternehmer dem Besteller eine prüffähige Schlussrechnung erteilt hat. 

 

Die Schlussrechnung ist prüffähig, wenn sie eine übersichtliche Aufstellung der 

erbrachten Leistungen enthält und für den Besteller nachvollziehbar ist. Sie gilt als 
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prüffähig, wenn der Besteller nicht innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der 

Schlussrechnung begründete Einwendungen gegen ihre Prüffähigkeit erhoben hat. 

 

 

§ 650h Schriftform der Kündigung 

 

Die Kündigung des Bauvertrags bedarf der schriftlichen Form. 

 

 

§ 650i Verbraucherbauvertrag 

 

(1)  Verbraucherbauverträge sind Verträge, durch die der Unternehmer von einem 

Verbraucher zum Bau eines neuen Gebäudes oder zu erheblichen Umbaumaßnahmen 

an einem bestehenden Gebäude verpflichtet wird. 

 

(2)  Der Verbraucherbauvertrag bedarf der Textform. 

 

(3)  Für Verbraucherbauverträge gelten ergänzend die folgenden Vorschriften dieses 

Kapitels. 

 

 

§ 650j Baubeschreibung 

 

Der Unternehmer hat den Verbraucher über die sich aus Artikel 249 des Einführungsgesetzes 

zum Bürgerlichen Gesetzbuche ergebenden Einzelheiten in der dort vorgesehenen Form zu 

unterrichten, es sei denn, der Verbraucher oder ein von ihm Beauftragter macht die 

wesentlichen Planungsvorgaben. 
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§ 650k Inhalt des Vertrags 

 

(1)  Die Angaben der vorvertraglich zur Verfügung gestellten Baubeschreibung in Bezug 

auf die Bauausführung werden Inhalt des Vertrags, es sei denn, die Vertragsparteien 

haben ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 

 

(2)  Soweit die Baubeschreibung unvollständig oder unklar ist, ist der Vertrag unter 

Berücksichtigung sämtlicher vertragsbegleitender Umstände, insbesondere des 

Komfort- und Qualitätsstandards nach der übrigen Leistungsbeschreibung, 

auszulegen. Zweifel bei der Auslegung des Vertrags bezüglich der vom Unternehmer 

geschuldeten Leistung gehen zu dessen Lasten. 

 

(3)  Der Bauvertrag muss verbindliche Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des 

Werks oder, wenn dieser Zeitpunkt zum Zeitpunkt des Abschlusses des Bauvertrags 

nicht angegeben werden kann, zur Dauer der Bauausführung enthalten. Enthält der 

Vertrag diese Angaben nicht, werden die vorvertraglich in der Baubeschreibung 

übermittelten Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Werks oder zur Dauer der 

Bauausführung Inhalt des Vertrags. 

 

 

§ 650l Widerrufsrecht 

 

Dem Verbraucher steht ein Widerrufsrecht gemäß § 355 zu, es sei denn, der Vertrag wurde 

notariell beurkundet. Der Unternehmer ist verpflichtet, den Verbraucher nach Maßgabe des 

Artikels 249 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche über sein 

Widerrufsrecht zu belehren. 
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§ 650m Abschlagszahlungen; Absicherung des Vergütungsanspruchs 

 

(1)  Verlangt der Unternehmer Abschlagszahlungen nach § 632a, darf der Gesamtbetrag 

der Abschlagszahlungen 90 Prozent der vereinbarten Gesamtvergütung einschließlich 

der Vergütung für Nachtragsleistungen nach § 650c nicht übersteigen. 

 

(2)  Dem Verbraucher ist bei der ersten Abschlagszahlung eine Sicherheit für die 

rechtzeitige Herstellung des Werks ohne wesentliche Mängel in Höhe von 5 Prozent 

der vereinbarten Gesamtvergütung zu leisten. Erhöht sich der Vergütungsanspruch 

infolge einer Anordnung des Verbrauchers nach den §§ 650b und 650c oder infolge 

sonstiger Änderungen oder Ergänzungen des Vertrags um mehr als 10 Prozent, ist 

dem Verbraucher bei der nächsten Abschlagszahlung eine weitere Sicherheit in Höhe 

von 5 Prozent des zusätzlichen Vergütungsanspruchs zu leisten. Auf Verlangen des 

Unternehmers ist die Sicherheitsleistung durch Einbehalt dergestalt zu erbringen, dass 

der Verbraucher die Abschlagszahlungen bis zu dem Gesamtbetrag der geschuldeten 

Sicherheit zurückhält. 

 

(3)  Sicherheiten nach Absatz 2 können auch durch eine Garantie oder ein sonstiges 

Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum 

Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. 

 

(4)  Verlangt der Unternehmer Abschlagszahlungen nach § 632a, ist eine Vereinbarung 

unwirksam, die den Verbraucher zu einer Sicherheitsleistung für die vereinbarte 

Vergütung verpflichtet, die die nächste Abschlagszahlung oder 20 Prozent der 

vereinbarten Vergütung übersteigt. Gleiches gilt, wenn die Parteien 

Abschlagszahlungen vereinbart haben. 
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§ 650n Erstellung und Herausgabe von Unterlagen 

 

(1)  Rechtzeitig vor Beginn der Ausführung einer geschuldeten Leistung hat der 

Unternehmer diejenigen Planungsunterlagen zu erstellen und dem Verbraucher 

herauszugeben, die dieser benötigt, um gegenüber Behörden den Nachweis führen zu 

können, dass die Leistung unter Einhaltung der einschlägigen öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften ausgeführt werden wird. Die Pflicht besteht nicht, soweit der Verbraucher 

oder ein von ihm Beauftragter die wesentlichen Planungsvorgaben erstellt. 

 

(2)  Spätestens mit der Fertigstellung des Werks hat der Unternehmer diejenigen 

Unterlagen zu erstellen und dem Verbraucher herauszugeben, die dieser benötigt, um 

gegenüber Behörden den Nachweis führen zu können, dass die Leistung unter 

Einhaltung der einschlägigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften ausgeführt worden ist. 

 

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Dritter, etwa ein Darlehensgeber, 

Nachweise für die Einhaltung bestimmter Bedingungen verlangt und wenn der 

Unternehmer die berechtigte Erwartung des Verbrauchers geweckt hat, diese 

Bedingungen einzuhalten. 

 

 

§ 650o Abweichende Vereinbarungen 

 

Von § 640 Absatz 2 Satz 2, den §§ 650i bis 650l und 650n kann nicht zum Nachteil des 

Verbrauchers abgewichen werden. Diese Vorschriften finden auch Anwendung, wenn sie 

durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden. 

 

 

§ 650p Vertragstypische Pflichten aus Architekten- und Ingenieurverträgen 

 

(1) Durch einen Architekten- oder Ingenieurvertrag wird der Unternehmer verpflichtet, die 

Leistungen zu erbringen, die nach dem jeweiligen Stand der Planung und Ausführung 
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des Bauwerks oder der Außenanlage erforderlich sind, um die zwischen den Parteien 

vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele zu erreichen. 

 

(2)  Soweit wesentliche Planungs- und Überwachungsziele noch nicht vereinbart sind, hat 

der Unternehmer zunächst eine Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser Ziele zu 

erstellen. Er legt dem Besteller die Planungsgrundlage zusammen mit einer 

Kosteneinschätzung für das Vorhaben zur Zustimmung vor. 

 

 

§ 650q Anwendbare Vorschriften 

 

(1) Für Architekten- und Ingenieurverträge gelten die Vorschriften des Kapitels 1 des 

Untertitels 1 sowie die §§ 650b, 650e bis 650h entsprechend, soweit sich aus diesem 

Untertitel nichts anderes ergibt. 

 

(2) Für die Vergütungsanpassung im Fall von Anordnungen nach § 650b Absatz 2 gelten 

die Entgeltberechnungsregeln der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure in 

der jeweils geltenden Fassung, soweit infolge der Anordnung zu erbringende oder 

entfallende Leistungen vom Anwendungsbereich der 

 

 

§ 650r Sonderkündigungsrecht 

 

(1)  Nach Vorlage von Unterlagen gemäß § 650p Absatz 2 kann der Besteller den Vertrag 

kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt zwei Wochen nach Vorlage der Unterlagen, 

bei einem Verbraucher jedoch nur dann, wenn der Unternehmer ihn bei der Vorlage 

der Unterlagen in Textform über das Kündigungsrecht, die Frist, in der es ausgeübt 

werden kann, und die Rechtsfolgen der Kündigung unterrichtet hat. 

 

(2)  Der Unternehmer kann dem Besteller eine angemessene Frist für die Zustimmung 

nach § 650p Absatz 2 Satz 2 setzen. Er kann den Vertrag kündigen, wenn der Besteller 
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die Zustimmung verweigert oder innerhalb der Frist nach Satz 1 keine Erklärung zu 

den Unterlagen abgibt. 

 

(3)  Wird der Vertrag nach Absatz 1 oder 2 gekündigt, ist der Unternehmer nur berechtigt, 

die Vergütung zu verlangen, die auf die bis zur Kündigung erbrachten Leistungen 

entfällt. 

 

 

§ 650s Teilabnahme 

 

Der Unternehmer kann ab der Abnahme der letzten Leistung des bauausführenden 

Unternehmers oder der bauausführenden Unternehmer eine Teilabnahme der von ihm bis 

dahin erbrachten Leistungen verlangen. 

 

 

§ 650t Gesamtschuldnerische Haftung mit dem bauausführenden Unternehmer 

 

Nimmt der Besteller den Unternehmer wegen eines Überwachungsfehlers in Anspruch, der zu 

einem Mangel an dem Bauwerk oder an der Außenanlage geführt hat, kann der Unternehmer 

die Leistung verweigern, wenn auch der ausführende Bauunternehmer für den Mangel haftet 

und der Besteller dem bauausführenden Unternehmer noch nicht erfolglos eine angemessene 

Frist zur Nacherfüllung bestimmt hat. 
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§ 1 Anwendungsbereich 

 

Diese Verordnung gilt für Honorare für Ingenieur- und Architektenleistungen, soweit diese 

Leistungen durch diese Verordnung erfasst sind. Die Regelungen dieser Verordnung können 

zum Zwecke der Honorarberechnung einer Honorarvereinbarung zugrunde gelegt werden. 

 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 

(1) Objekte sind Gebäude, Innenräume, Freianlagen, Ingenieurbauwerke, 

Verkehrsanlagen. Objekte sind auch Tragwerke und Anlagen der Technischen 

Ausrüstung. 

 

(2) Neubauten und Neuanlagen sind Objekte, die neu errichtet oder neu hergestellt 

werden. 

 

(3) Wiederaufbauten sind Objekte, bei denen die zerstörten Teile auf noch vorhandenen 

Bau- oder Anlagenteilen wiederhergestellt werden. Wiederaufbauten gelten als 

Neubauten, sofern eine neue Planung erforderlich ist. 

 

(4) Erweiterungsbauten sind Ergänzungen eines vorhandenen Objekts. 

 

(5) Umbauten sind Umgestaltungen eines vorhandenen Objekts mit wesentlichen 

Eingriffen in Konstruktion oder Bestand. 

 

(6) Modernisierungen sind bauliche Maßnahmen zur nachhaltigen Erhöhung des 

Gebrauchswertes eines Objekts, soweit diese Maßnahmen nicht unter Absatz 4, 5 oder 

8 fallen. 
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(7) Mitzuverarbeitende Bausubstanz ist der Teil des zu planenden Objekts, der bereits 

durch Bauleistungen hergestellt ist und durch Planungs- oder 

Überwachungsleistungen technisch oder gestalterisch mitverarbeitet wird. 

 

(8) Instandsetzungen sind Maßnahmen zur Wiederherstellung des zum 

bestimmungsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustandes (Soll-Zustandes) eines 

Objekts, soweit diese Maßnahmen nicht unter Absatz 3 fallen. 

 

(9) Instandhaltungen sind Maßnahmen zur Erhaltung des Soll-Zustandes eines Objekts. 

 

(10) Kostenschätzung ist die überschlägige Ermittlung der Kosten auf der Grundlage der 

Vorplanung. Die Kostenschätzung ist die vorläufige Grundlage für 

Finanzierungsüberlegungen. Der Kostenschätzung liegen zugrunde: 

 

1. Vorplanungsergebnisse, 

2. Mengenschätzungen, 

3. erläuternde Angaben zu den planerischen Zusammenhängen, Vorgängen 

sowie Bedingungen und 

4. Angaben zum Baugrundstück und zu dessen Erschließung. 

 

Wird die Kostenschätzung nach § 4 Absatz 1 Satz 3 auf der Grundlage der DIN 276 in 

der Fassung vom Dezember 2008 (DIN 276-1: 2008-12) erstellt, müssen die 

Gesamtkosten nach Kostengruppen mindestens bis zur ersten Ebene der 

Kostengliederung ermittelt werden. 

 

(11) Kostenberechnung ist die Ermittlung der Kosten auf der Grundlage der 

Entwurfsplanung. Der Kostenberechnung liegen zugrunde: 

 

1. durchgearbeitete Entwurfszeichnungen oder Detailzeichnungen 

wiederkehrender Raumgruppen, 

2. Mengenberechnungen und 
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3. für die Berechnung und Beurteilung der Kosten relevante Erläuterungen. 

Wird die Kostenberechnung nach § 4 Absatz 1 Satz 3 auf der Grundlage der DIN 276 

erstellt, müssen die Gesamtkosten nach Kostengruppen mindestens bis zur 

zweiten Ebene der Kostengliederung ermittelt werden. 

 

 

§ 2a Honorartafeln und Basishonorarsatz 

 

(1) Die Honorartafeln dieser Verordnung weisen Orientierungswerte aus, die an der Art 

und dem Umfang der Aufgabe sowie an der Leistung ausgerichtet sind. Die 

Honorartafeln enthalten für jeden Leistungsbereich Honorarspannen vom 

Basishonorarsatz bis zum oberen Honorarsatz, gegliedert nach den einzelnen 

Honorarzonen und den zugrundeliegenden Ansätzen für Flächen, anrechenbare 

Kosten oder Verrechnungseinheiten. 

 

(2) Basishonorarsatz ist der jeweils untere in den Honorartafeln dieser Verordnung 

enthaltene Honorarsatz. 

 

 

§ 3 Leistungen und Leistungsbilder 

 

(1) Grundleistungen sind Leistungen, die regelmäßig im Rahmen von Flächen-, Objekt- 

oder Fachplanungen auszuführen sind. Sie sind zur ordnungsgemäßen Erfüllung eines 

Auftrags im Allgemeinen erforderlich und in Leistungsbildern erfasst. Die 

Leistungsbilder gliedern sich in Leistungsphasen nach den Regelungen in den Teilen 

2 bis 4 und der Anlage 1. 

 

(2) Neben Grundleistungen können Besondere Leistungen vereinbart werden. Die 

Aufzählung der Besonderen Leistungen in dieser Verordnung und in den 

Leistungsbildern ihrer Anlagen ist nicht abschließend. Die Besonderen Leistungen 



HOAI 2021 

4 
 

können auch für Leistungsbilder und Leistungsphasen, denen sie nicht zugeordnet 

sind, vereinbart werden, soweit sie dort keine Grundleistungen darstellen. 

 

(3) Die Wirtschaftlichkeit der Leistung ist stets zu beachten. 

 

 

§ 4 Anrechenbare Kosten 

(1) Anrechenbare Kosten sind Teil der Kosten für die Herstellung, den Umbau, die 

Modernisierung, Instandhaltung oder Instandsetzung von Objekten sowie für die damit 

zusammenhängenden Aufwendungen. Sie sind nach allgemein anerkannten Regeln 

der Technik oder nach Verwaltungsvorschriften (Kostenvorschriften) auf der Grundlage 

ortsüblicher Preise zu ermitteln. Wird in dieser Verordnung im Zusammenhang mit der 

Kostenermittlung die DIN 276 in Bezug genommen, so ist die Fassung vom Dezember 

2008 (DIN 276-1: 2008-12) bei der Ermittlung der anrechenbaren Kosten zugrunde zu 

legen. Umsatzsteuer, die auf die Kosten von Objekten entfällt, ist nicht Bestandteil der 

anrechenbaren Kosten. 

 

(2) Die anrechenbaren Kosten richten sich nach den ortsüblichen Preisen, wenn der 

Auftraggeber 

 

1. selbst Lieferungen oder Leistungen übernimmt, 

2. von bauausführenden Unternehmen oder von Lieferanten sonst nicht übliche 

Vergünstigungen erhält, 

3. Lieferungen oder Leistungen in Gegenrechnung ausführt oder 

4. vorhandene oder vorbeschaffte Baustoffe oder Bauteile einbauen lässt. 

 

(3) Der Umfang der mitzuverarbeitenden Bausubstanz im Sinne des § 2 Absatz 7 ist bei 

den anrechenbaren Kosten angemessen zu berücksichtigen. Umfang und Wert der 

mitzuverarbeitenden Bausubstanz sind zum Zeitpunkt der Kostenberechnung oder, 

sofern keine Kostenberechnung vorliegt, zum Zeitpunkt der Kostenschätzung 

objektbezogen zu ermitteln und in Textform zu vereinbaren. 
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§ 5 Honorarzonen 

 

(1) Die Grundleistungen der Flächen-, Objekt- oder Fachplanungen werden zur 

Berechnung der Honorare nach den jeweiligen Planungsanforderungen Honorarzonen 

zugeordnet, die von der Honorarzone I aus ansteigend den Schwierigkeitsgrad der 

Planung einstufen. 

 

(2) Die Honorarzonen sind anhand der Bewertungsmerkmale in den Honorarregelungen 

der jeweiligen Leistungsbilder der Teile 2 bis 4 und der Anlage 1 zu ermitteln. Die 

Zurechnung zu den einzelnen Honorarzonen ist nach Maßgabe der 

Bewertungsmerkmale und gegebenenfalls der Bewertungspunkte sowie unter 

Berücksichtigung der Regelbeispiele in den Objektlisten der Anlagen dieser 

Verordnung vorzunehmen. 

 

 

§ 6 Grundlagen des Honorars 

 

(1) Bei der Ermittlung des Honorars für Grundleistungen im Sinne des § 3 Absatz 1 sind 

zugrunde zu legen 

 

1. das Leistungsbild 

2. die Honorarzone und 

3. die dazugehörige Honorartafel zur Honorarorientierung. 

 

Zusätzlich zu den Grundlagen nach Satz 1 ermittelt sich das Honorar 

 

1. für die Leistungsbilder des Teils 2 und der Anlage 1 Nummer 1.1 nach der 

Größe der Fläche, 

2. für die Leistungsbilder der Teile 3 und 4 und der Anlage 1 Nummer 1.2, 1.3 und 

1.4.5 nach den anrechenbaren Kosten des Objekts auf der Grundlage der 



HOAI 2021 

6 
 

Kostenberechnung oder, sofern keine Kostenberechnung vorliegt, auf der 

Grundlage der Kostenschätzung, 

3. für das Leistungsbild der Anlage 1 Nummer 1.4.2 nach Verrechnungseinheiten. 

 

(2) Honorare für Grundleistungen bei Umbauten und Modernisierungen gemäß § 2 Absatz 

5 und 6 sind zu ermitteln nach 

 

1. den anrechenbaren Kosten, 

2. der Honorarzone, welcher der Umbau oder die Modernisierung in sinngemäßer 

Anwendung der Bewertungsmerkmale zuzuordnen ist, 

3. den Leistungsphasen, 

4. der Honorartafel zur Honorarorientierung und 

5. dem Umbau- oder Modernisierungszuschlag auf das Honorar. 

 

Der Umbau- oder Modernisierungszuschlag ist unter Berücksichtigung des 

Schwierigkeitsgrads der Leistungen in Textform zu vereinbaren. Die Höhe des 

Zuschlags auf das Honorar ist in den jeweiligen Honorarregelungen der Leistungsbilder 

der Teile 3 und 4 und in Anlage 1 Nummer 1.2 geregelt. Sofern keine Vereinbarung in 

Textform getroffen wurde, gilt ein Zuschlag von 20 Prozent ab einem durchschnittlichen 

Schwierigkeitsgrad als vereinbart. 

  

 

§ 7 Honorarvereinbarung 

 

(1) Das Honorar richtet sich nach der Vereinbarung, die die Vertragsparteien in Textform 

treffen. Sofern keine Vereinbarung über die Höhe des Honorars in Textform getroffen 

wurde, gilt für Grundleistungen der jeweilige Basishonorarsatz als vereinbart, der sich 

bei der Anwendung der Honorargrundlagen in § 6 ergibt. 

 

(2) Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber, sofern dieser Verbraucher ist, vor Abgabe 

von dessen verbindlicher Vertragserklärung zur Honorarvereinbarung in Textform 
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darauf hinzuweisen, dass ein höheres oder niedrigeres Honorar als die in den 

Honorartafeln dieser Verordnung enthaltenen Werte vereinbart werden kann. Erfolgt 

der Hinweis nach Satz 1 nicht oder nicht rechtzeitig, gilt für die zwischen den 

Vertragsparteien vereinbarten Grundleistungen anstelle eines höheren Honorars ein 

Honorar in Höhe des jeweiligen Basishonorarsatzes als vereinbart. 

  

  

§ 8 Berechnung des Honorars in besonderen Fällen 

 

(1) Werden dem Auftragnehmer nicht alle Leistungsphasen eines Leistungsbildes 

übertragen, so dürfen nur die für die übertragenen Phasen vorgesehenen Prozentsätze 

berechnet und vereinbart werden. Die Vereinbarung hat in Textform zu erfolgen. 

 

(2) Werden dem Auftragnehmer nicht alle Grundleistungen einer Leistungsphase 

übertragen, so darf für die übertragenen Grundleistungen nur ein Honorar berechnet 

und vereinbart werden, das dem Anteil der übertragenen Grundleistungen an der 

gesamten Leistungsphase entspricht. Die Vereinbarung hat in Textform zu erfolgen. 

Entsprechend ist zu verfahren, wenn dem Auftragnehmer wesentliche Teile von 

Grundleistungen nicht übertragen werden. 

 

(3) Die gesonderte Vergütung eines zusätzlichen Koordinierungs- oder 

Einarbeitungsaufwands ist in Textform zu vereinbaren. 

 

 

§ 9 Berechnung des Honorars bei Beauftragung von Einzelleistungen 

 

(1) Wird die Vorplanung oder Entwurfsplanung bei Gebäuden und Innenräumen, 

Freianlagen, Ingenieurbauwerken, Verkehrsanlagen, der Tragwerksplanung und der 

Technischen Ausrüstung als Einzelleistung in Auftrag gegeben, können für die 

Leistungsbewertung der jeweiligen Leistungsphase 
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1. für die Vorplanung höchstens der Prozentsatz der Vorplanung und der 

Prozentsatz der Grundlagenermittlung und 

2. für die Entwurfsplanung höchstens der Prozentsatz der Entwurfsplanung und 

der Prozentsatz der Vorplanung zum Zweck der Honorarberechnung 

 

herangezogen werden. Die Vereinbarung hat in Textform zu erfolgen. 

 

(2) Zur Bauleitplanung ist Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 für den Entwurf der öffentlichen 

Auslegung entsprechend anzuwenden. Bei der Landschaftsplanung ist Absatz 1 Satz 

1 Nummer 1 für die vorläufige Fassung sowie Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 für die 

abgestimmte Fassung entsprechend anzuwenden. Die Vereinbarung hat in Textform 

zu erfolgen. 

 

(3) Wird die Objektüberwachung bei der Technischen Ausrüstung oder bei Gebäuden als 

Einzelleistung in Auftrag gegeben, können für die Leistungsbewertung der 

Objektüberwachung zum Zweck der Honorarberechnung höchstens der Prozentsatz 

der Objektüberwachung und die Prozentsätze der Grundlagenermittlung und 

Vorplanung herangezogen werden. Die Vereinbarung hat in Textform zu erfolgen. 

  

  

§ 10 Berechnung des Honorars bei vertraglichen Änderungen des Leistungsumfangs 

 

(1) Einigen sich Auftraggeber und Auftragnehmer während der Laufzeit des Vertrags 

darauf, dass der Umfang der beauftragten Leistung geändert wird, und ändern sich 

dadurch die anrechenbaren Kosten, Flächen oder Verrechnungseinheiten, so ist die 

Honorarberechnungsgrundlage für die Grundleistungen, die infolge des veränderten 

Leistungsumfangs zu erbringen sind, durch Vereinbarung in Textform anzupassen. 

 

(2) Einigen sich Auftraggeber und Auftragnehmer über die Wiederholung von 

Grundleistungen, ohne dass sich dadurch die anrechenbaren Kosten, Flächen oder 

Verrechnungseinheiten ändern, ist das Honorar für diese Grundleistungen 
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entsprechend ihrem Anteil an der jeweiligen Leistungsphase in Textform zu 

vereinbaren. 

  

 

§ 11 Auftrag für mehrere Objekte 

 

(1) Umfasst ein Auftrag mehrere Objekte, so sind die Honorare vorbehaltlich der folgenden 

Absätze für jedes Objekt getrennt zu berechnen. 

 

(2) Umfasst ein Auftrag mehrere vergleichbare Gebäude, Ingenieurbauwerke, 

Verkehrsanlagen oder Tragwerke mit weitgehend gleichartigen Planungsbedingungen, 

die derselben Honorarzone zuzuordnen sind und die im zeitlichen und örtlichen 

Zusammenhang als Teil einer Gesamtmaßnahme geplant und errichtet werden sollen, 

ist das Honorar nach der Summe der anrechenbaren Kosten zu berechnen. 

 

(3) Umfasst ein Auftrag mehrere im Wesentlichen gleiche Gebäude, Ingenieurbauwerke, 

Verkehrsanlagen oder Tragwerke, die im zeitlichen oder örtlichen Zusammenhang 

unter gleichen baulichen Verhältnissen geplant und errichtet werden sollen, oder 

mehrere Objekte nach Typenplanung oder Serienbauten, so sind die Prozentsätze der 

Leistungsphasen 1 bis 6 für die erste bis vierte Wiederholung um 50 Prozent, für die 

fünfte bis siebte Wiederholung um 60 Prozent und ab der achten Wiederholung um 90 

Prozent zu mindern. 

 

(4) Umfasst ein Auftrag Grundleistungen, die bereits Gegenstand eines anderen Auftrags 

über ein gleiches Gebäude, Ingenieurbauwerk oder Tragwerk zwischen den 

Vertragsparteien waren, so ist Absatz 3 für die Prozentsätze der beauftragten 

Leistungsphasen in Bezug auf den neuen Auftrag auch dann anzuwenden, wenn die 

Grundleistungen nicht im zeitlichen oder örtlichen Zusammenhang erbracht werden 

sollen. 
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§ 12 Instandsetzungen und Instandhaltungen 

 

(1) Honorare für Grundleistungen bei Instandsetzungen und Instandhaltungen von 

Objekten sind nach den anrechenbaren Kosten, der Honorarzone, den 

Leistungsphasen und der Honorartafel zur Honorarorientierung, der die 

Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahme zuzuordnen ist, zu ermitteln. 

 

(2) Für Grundleistungen bei Instandsetzungen und Instandhaltungen von Objekten kann 

in Textform vereinbart werden, dass der Prozentsatz für die Objektüberwachung oder 

Bauoberleitung um bis zu 50 Prozent der Bewertung dieser Leistungsphase erhöht 

wird. 

  

 

§ 13 Interpolation 

 

Zwischenstufen der in den Honorartafeln angegebenen anrechenbaren Kosten und Flächen 

oder Verrechnungseinheiten sind durch lineare Interpolation zu ermitteln. 

 

 

§ 14 Nebenkosten 

 

(1) Der Auftragnehmer kann neben den Honoraren dieser Verordnung auch die für die 

Ausführung des Auftrags erforderlichen Nebenkosten in Rechnung stellen; 

ausgenommen sind die abziehbaren Vorsteuern gemäß § 15 Absatz 1 des 

Umsatzsteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung. Die Vertragsparteien können 

in Textform vereinbaren, dass abweichend von Satz 1 eine Erstattung ganz oder 

teilweise ausgeschlossen ist. 

 

(2) Zu den Nebenkosten gehören insbesondere: 

 

1. Versandkosten, Kosten für Datenübertragungen, 
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2. Kosten für Vervielfältigungen von Zeichnungen und schriftlichen Unterlagen 

sowie für die Anfertigung von Filmen und Fotos, 

3. Kosten für ein Baustellenbüro einschließlich der Einrichtung, Beleuchtung und 

Beheizung, 

4. Fahrtkosten für Reisen, die über einen Umkreis von 15 Kilometern um den 

Geschäftssitz des Auftragnehmers hinausgehen, in Höhe der steuerlich 

zulässigen Pauschalsätze, sofern nicht höhere Aufwendungen nachgewiesen 

werden, 

5. Trennungsentschädigungen und Kosten für Familienheimfahrten in Höhe der 

steuerlich zulässigen Pauschalsätze, sofern nicht höhere Aufwendungen an 

Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen des Auftragnehmers auf Grund von tariflichen 

Vereinbarungen bezahlt werden, 

6. Entschädigungen für den sonstigen Aufwand bei längeren Reisen nach 

Nummer 4, sofern die Entschädigungen vor der Geschäftsreise in Textform 

vereinbart worden sind, 

7. Entgelte für nicht dem Auftragnehmer obliegende Leistungen, die von ihm im 

Einvernehmen mit dem Auftraggeber Dritten übertragen worden sind. 

 

(3) Nebenkosten können pauschal oder nach Einzelnachweis abgerechnet werden. Sie 

sind nach Einzelnachweis abzurechnen, sofern keine pauschale Abrechnung in 

Textform vereinbart worden ist. 

  

 

§ 15  Fälligkeit des Honorars, Abschlagszahlungen 

 

Für die Fälligkeit der Honorare für die von dieser Verordnung erfassten Leistungen gilt § 650g 

Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. Für das Recht, Abschlagszahlungen 

zu verlangen, gilt § 632a des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 
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§ 16 Umsatzsteuer 

 

(1) Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Ersatz der gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuer 

für nach dieser Verordnung abrechenbare Leistungen, sofern nicht die 

Kleinunternehmerregelung nach § 19 des Umsatzsteuergesetzes angewendet wird. 

Satz 1 ist auch hinsichtlich der um die nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes 

abziehbaren Vorsteuer gekürzten Nebenkosten anzuwenden, die nach § 14 dieser 

Verordnung weiterberechenbar sind. 

 

(2) Auslagen gehören nicht zum Entgelt für die Leistung des Auftragnehmers. Sie sind als 

durchlaufende Posten im umsatzsteuerrechtlichen Sinn einschließlich einer 

gegebenenfalls enthaltenen Umsatzsteuer weiter zu berechnen. 

 

 

§ 33 Besondere Grundlagen des Honorars 

 

(1) Für Grundleistungen bei Gebäuden und Innenräumen sind die Kosten der 

Baukonstruktion anrechenbar. 

 

(2) Für Grundleistungen bei Gebäuden und Innenräumen sind auch die Kosten für 

Technische Anlagen, die der Auftragnehmer nicht fachlich plant oder deren Ausführung 

er nicht fachlich überwacht, 

 

1. vollständig anrechenbar bis zu einem Betrag von 25 Prozent der sonstigen 

anrechenbaren Kosten und 

2. zur Hälfte anrechenbar mit dem Betrag, der 25 Prozent der sonstigen 

anrechenbaren Kosten übersteigt. 

 

(3) Nicht anrechenbar sind insbesondere die Kosten für das Herrichten, für die 

nichtöffentliche Erschließung sowie für Leistungen zur Ausstattung und zu 
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Kunstwerken, soweit der Auftragnehmer die Leistungen weder plant noch bei der 

Beschaffung mitwirkt oder ihre Ausführung oder ihren Einbau fachlich überwacht. 

 

 

§ 34 Leistungsbild Gebäude und Innenräume 

 

(1) Das Leistungsbild Gebäude und Innenräume umfasst Leistungen für Neubauten, 

Neuanlagen, Wiederaufbauten, Erweiterungsbauten, Umbauten, Modernisierungen, 

Instandsetzungen und Instandhaltungen. 

 

(2) Leistungen für Innenräume sind die Gestaltung oder Erstellung von Innenräumen ohne 

wesentliche Eingriffe in Bestand oder Konstruktion. 

 

(3) Die Grundleistungen sind in neun Leistungsphasen unterteilt und werden wie folgt in 

Prozentsätzen der Honorare des § 35 bewertet: 

 

1.  für die Leistungsphase 1 (Grundlagenermittlung) mit je 2 Prozent für Gebäude 

und Innenräume, 

2. für die Leistungsphase 2 (Vorplanung) mit je 7 Prozent für Gebäude und 

Innenräume, 

3. für die Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) mit 15 Prozent für Gebäude und 

Innenräume, 

4. für die Leistungsphase 4 (Genehmigungsplanung) mit 3 Prozent für Gebäude 

und 2 Prozent für Innenräume, 

5. für die Leistungsphase 5 (Ausführungsplanung) mit 25 Prozent für Gebäude 

und 30 Prozent für Innenräume, 

6.  für die Leistungsphase 6 (Vorbereitung der Vergabe) mit 10 Prozent für 

Gebäude und 7 Prozent für Innenräume, 

7. für die Leistungsphase 7 (Mitwirkung bei der Vergabe) mit 4 Prozent für 

Gebäude und 3 Prozent für Innenräume, 
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8.  für die Leistungsphase 8 (Objektüberwachung – Bauüberwachung und 

Dokumentation) mit 32 Prozent für Gebäude und Innenräume, 

9.  für die Leistungsphase 9 (Objektbetreuung) mit je 2 Prozent für Gebäude und 

Innenräume. 

 

(4) Anlage 10 Nummer 10.1 regelt die Grundleistungen jeder Leistungsphase und enthält 

Beispiele für Besondere Leistungen. 

  

   

§ 35 Honorare für Grundleistungen bei Gebäuden und Innenräumen 

 

(1) Für die in § 34 und der Anlage 10 Nummer 10.1 genannten Grundleistungen für 

Gebäude und Innenräume sind in der nachstehenden Honorartafel aufgeführten 

Honorarspannen Orientierungswerte: 

  

Anrechen

bare 

Kosten 

in Euro 

Honorarzone I 

sehr geringe 

Anforderungen 

Honorarzone II 

geringe 

Anforderungen 

Honorarzone 

III 

durchschnittlic

he 

Anforderungen 

Honorarzone 

IV 

hohe 

Anforderungen 

Honorarzone V 

sehr hohe 

Anforderungen 

von bis von bis von bis von bis von bis 

Euro Euro Euro Euro Euro 

    25 000     3 12

0 

    3 65

7 

    3 65

7 

    4 33

9 

    4 33

9 

    5 41

2 

    5 41

2 

    6 09

4 

    6 09

4 

    6 63

1 

    35 000     4 21

7 

    4 94

2 

    4 94

2 

    5 86

5 

    5 86

5 

    7 31

5 

    7 31

5 

    8 23

7 

    8 23

7 

    8 96

2 

    50 000     5 80

4 

    6 80

1 

    6 80

1 

    8 07

1 

    8 07

1 

   10 0

66 

   10 0

66 

   11 3

36 

   11 3

36 

   12 3

33 
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Anrechen

bare 

Kosten 

in Euro 

Honorarzone I 

sehr geringe 

Anforderungen 

Honorarzone II 

geringe 

Anforderungen 

Honorarzone 

III 

durchschnittlic

he 

Anforderungen 

Honorarzone 

IV 

hohe 

Anforderungen 

Honorarzone V 

sehr hohe 

Anforderungen 

von bis von bis von bis von bis von bis 

Euro Euro Euro Euro Euro 

    75 000     8 34

2 

    9 77

6 

    9 77

6 

   11 6

01 

   11 6

01 

   14 4

69 

   14 4

69 

   16 2

93 

   16 2

93 

   17 7

27 

   100 00

0 

   10 7

90 

   12 6

44 

   12 6

44 

   15 0

05 

   15 0

05 

   18 7

13 

   18 7

13 

   21 0

74 

   21 0

74 

   22 9

28 

   150 00

0 

   15 5

00 

   18 1

64 

   18 1

64 

   21 5

55 

   21 5

55 

   26 8

83 

   26 8

83 

   30 2

74 

   30 2

74 

   32 9

38 

   200 00

0 

   20 0

37 

   23 4

80 

   23 4

80 

   27 8

63 

   27 8

63 

   34 7

51 

   34 7

51 

   39 1

34 

   39 1

34 

   42 5

78 

   300 00

0 

   28 7

50 

   33 6

92 

   33 6

92 

   39 9

81 

   39 9

81 

   49 8

64 

   49 8

64 

   56 1

53 

   56 1

53 

   61 0

95 

   500 00

0 

   45 2

32 

   53 0

06 

   53 0

06 

   62 9

00 

   62 9

00 

   78 4

49 

   78 4

49 

   88 3

43 

   88 3

43 

   96 1

18 

   750 00

0 

   64 6

66 

   75 7

81 

   75 7

81 

   89 9

27 

   89 9

27 

  112 1

56 

  112 1

56 

  126 3

01 

  126 3

01 

  137 4

16 

 1 000 00

0 

   83 1

82 

   97 4

79 

   97 4

79 

  115 6

75 

  115 6

75 

  144 2

68 

  144 2

68 

  162 4

64 

  162 4

64 

  176 7

61 

 1 500 00

0 

  119 3

07 

  139 8

13 

  139 8

13 

  165 9

11 

  165 9

11 

  206 9

23 

  206 9

23 

  233 0

22 

  233 0

22 

  253 5

27 

 2 000 00

0 

  153 9

65 

  180 4

28 

  180 4

28 

  214 1

08 

  214 1

08 

  267 0

34 

  267 0

34 

  300 7

14 

  300 7

14 

  327 1

77 
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Anrechen

bare 

Kosten 

in Euro 

Honorarzone I 

sehr geringe 

Anforderungen 

Honorarzone II 

geringe 

Anforderungen 

Honorarzone 

III 

durchschnittlic

he 

Anforderungen 

Honorarzone 

IV 

hohe 

Anforderungen 

Honorarzone V 

sehr hohe 

Anforderungen 

von bis von bis von bis von bis von bis 

Euro Euro Euro Euro Euro 

 3 000 00

0 

  220 1

61 

  258 0

02 

  258 0

02 

  306 1

62 

  306 1

62 

  381 8

43 

  381 8

43 

  430 0

03 

  430 0

03 

  467 8

43 

 5 000 00

0 

  343 8

79 

  402 9

84 

  402 9

84 

  478 2

07 

  478 2

07 

  596 4

16 

  596 4

16 

  671 6

40 

  671 6

40 

  730 7

44 

 7 500 00

0 

  493 9

23 

  578 8

16 

  578 8

16 

  686 8

62 

  686 8

62 

  856 6

48 

  856 6

48 

  964 6

94 

  964 6

94 

1 049 

587 

10 000 0

00 

  638 2

77 

  747 9

81 

  747 9

81 

  887 6

04 

  887 6

04 

1 107 

012 

1 107 

012 

1 246 

635 

1 246 

635 

1 356 

339 

15 000 0

00 

  915 1

29 

1 072 

416 

1 072 

416 

1 272 

601 

1 272 

601 

1 587 

176 

1 587 

176 

1 787 

360 

1 787 

360 

1 944 

648 

20 000 0

00 

1 180 

414 

1 383 

298 

1 383 

298 

1 641 

513 

1 641 

513 

2 047 

281 

2 047 

281 

2 305 

496 

2 305 

496 

2 508 

380 

25 000 0

00 

1 436 

874 

1 683 

837 

1 683 

837 

1 998 

153 

1 998 

153 

2 492 

079 

2 492 

079 

2 806 

395 

2 806 

395 

3 053 

358 

  

(2) Welchen Honorarzonen die Grundleistungen für Gebäude zugeordnet werden, richtet 

sich nach folgenden Bewertungsmerkmalen: 

 

1. Anforderungen an die Einbindung in die Umgebung, 

2. Anzahl der Funktionsbereiche, 

3. gestalterische Anforderungen, 
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4.  konstruktive Anforderungen, 

5. technische Ausrüstung, 

6. Ausbau. 

 

(3)  Welchen Honorarzonen die Grundleistungen für Innenräume zugeordnet werden, 

richtet sich nach folgenden Bewertungsmerkmalen: 

 

1. Anzahl der Funktionsbereiche, 

2. Anforderungen an die Lichtgestaltung, 

3. Anforderungen an die Raumzuordnung und Raumproportion, 

4. technische Ausrüstung, 

5.  Farb- und Materialgestaltung, 

6.  konstruktive Detailgestaltung. 

 

(4) Sind für ein Gebäude Bewertungsmerkmale aus mehreren Honorarzonen anwendbar 

und bestehen deswegen Zweifel, welcher Honorarzone das Gebäude oder der 

Innenraum zugeordnet werden kann, so ist zunächst die Anzahl der Bewertungspunkte 

zu ermitteln. Zur Ermittlung der Bewertungspunkte werden die Bewertungsmerkmale 

wie folgt gewichtet: 

 

1 die Bewertungsmerkmale gemäß Absatz 2 Nummer 1, 4 bis 6 mit je bis zu 6 

Punkten und 

2. die Bewertungsmerkmale gemäß Absatz 2 Nummer 2 und 3 mit je bis zu 9 

Punkten. 

 

(5) Sind für Innenräume Bewertungsmerkmale aus mehreren Honorarzonen anwendbar 

und bestehen deswegen Zweifel, welcher Honorarzone das Gebäude oder der 

Innenraum zugeordnet werden kann, so ist zunächst die Anzahl der Bewertungspunkte 

zu ermitteln. Zur Ermittlung der Bewertungspunkte werden die Bewertungsmerkmale 

wie folgt gewichtet: 
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1.  die Bewertungsmerkmale gemäß Absatz 3 Nummer 1 bis 4 mit je bis zu 6 

Punkten und 

2.  die Bewertungsmerkmale gemäß Absatz 3 Nummer 5 und 6 mit je bis zu 9 

Punkten. 

 

(6)  Das Gebäude oder der Innenraum ist anhand der nach Absatz 5 ermittelten 

Bewertungspunkte einer der Honorarzonen zuzuordnen: 

 

1. Honorarzone I: bis zu 10 Punkte, 

2.  Honorarzone II: 11 bis 18 Punkte, 

3. Honorarzone III: 19 bis 26 Punkte, 

4. Honorarzone IV: 27 bis 34 Punkte, 

5.  Honorarzone V:35 bis 42 Punkte. 

 

(7)  Für die Zuordnung zu den Honorarzonen ist die Objektliste der Anlage 10 Nummer 

10.2 und Nummer 10.3 zu berücksichtigen. 

  

 

§ 36 Umbauten und Modernisierungen von Gebäuden und Innenräumen 

 

(1) Für Umbauten und Modernisierungen von Gebäuden kann bei einem 

durchschnittlichen Schwierigkeitsgrad ein Zuschlag gemäß § 6 Absatz 2 Satz 3 bis 33 

Prozent auf das ermittelte Honorar in Textform vereinbart werden. 

 

(2) Für Umbauten und Modernisierungen von Innenräumen in Gebäuden kann bei einem 

durchschnittlichen Schwierigkeitsgrad ein Zuschlag gemäß § 6 Absatz 2 Satz 3 bis 50 

Prozent auf das ermittelte Honorar in Textform vereinbart werden. 
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§ 37 Aufträge für Gebäude und Freianlagen oder für Gebäude und Innenräume 

 

(1) § 11 Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die getrennte Berechnung der Honorare für 

Freianlagen weniger als 7 500 Euro anrechenbare Kosten ergeben würde. 

 

(2) Werden Grundleistungen für Innenräume in Gebäuden, die neu gebaut, 

wiederaufgebaut, erweitert oder umgebaut werden, einem Auftragnehmer übertragen, 

dem auch Grundleistungen für dieses Gebäude nach § 34 übertragen werden, so sind 

die Grundleistungen für Innenräume bei der Vereinbarung des Honorars für die 

Grundleistungen am Gebäude zu berücksichtigen. Ein gesondertes Honorar nach § 11 

Absatz 1 darf für die Grundleistungen für Innenräume nicht berechnet werden. 

 


